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Ofganlsat loB der V arwaltan r. .

layfsasHngg - und Verw altunagreoht.

Die zweite Rund esverfassungsnov eile •

Bas Jahr 1929 war ein Jahr des Verfaseungskanxpfes.
In monatelangen Auseinandersetzungen der Pur lament smohrfi e 1t mit

der Sozialdemokratischen öppos 1tIon , von deren Zustimmung di©
Verfassungsänderung bei den gegebenen lehzheitsverhältnissen

abhängig war , kam schließlich die zweite Bundesverfsssungs-
iioveile zustande , die am 7 ♦ Dezember 1929 Gesetzeskraft er¬

hielt • Sie stellt den Übergang von der rein parlamentarischen
Demokratie zur gemisohtpräsidialen Verfassung dar und bedeutet
daher auch eine Stärkung der Steilung des Bundespräsidenten
und der Regierung . Wenn auch die verfassungsrechtliche Stellung
Wiens im wesentlichen unverändert blieb , so brachte sie doch

durch die Einfügung von einigen Sonderbostimmungea eine Ein¬
schränkung der Kompetenzen . Die folgenden Änderungen der Ver¬
fassung wirkten sich auf die Verwaltung der Stadt Wien aus.

1 . ) In den Artikeln der Verfassung Über die Kompetenz-
Verteilung hat der Bund ln Angelegenheiten , deren Gesetzgebung
und Vollziehung ausschließlich dem Bund zueteht.  noch weitere

llechtsgebiete an sich gezogen und zwar in erster Linie die
gesamten  sogenannten Polizeimaterien wie Abschiebung , Abschaf¬
fung , Einrichtungen zum Schutz der Gesellschaft gegen ver¬
brecherische , verwahrloste oder sonst gefährliche Personen,
wie Ewangsarbeite - und ähnliche Anstalten ; Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ruhe , Ordnung und Sicherheit , ausgenommen die
örtliche Sicherheitspolizei ; Waffen - , Uunitions - und Spreng¬
mittelwesen , Sohießwesen ; Organisation und Führung der Bundes¬
polizei und der Bundesgendarmerle , Regelung der Errichtung und
der Organisierung sonstiger Waehkörper einschließlich ihrer
Bewaffnung und des Rechtes zum Waffengebrauch . Hiezu kommen
noch die Enteignung zu 25weeken der Assanierung , sonstige Ent¬
eignung , Einrichtung beruflicher Vertretungen , soweit sie sich
auf das ganze Bundesgebiet erstrecken , mit Ausnahme solcher auf
iand - und forstwirtschaftlichem Gebiet ; alle Angelegenheiten
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der Bundestlieator , worin jedoch die Bestimmung der Baulinie
und des Niveaus sowie die baubehördli ehe Behandlung von Her¬
stellungen , die das äußere Ansehen der 2heaterg ©bände betreffen,
nicht inbegriffen sind und die Fürsorge für Eriegggräber.

2 . ) In den Angelegenheiten » in denen Bundessache

lie besetagehung » Ifi naammpkedlQ Vollzieimn ^ lst,  sind gleich¬
falls einige Bestimmungen neu aufgenommen oder neu formuliert
worden . Dm  Verw &ltungsv erfahr en , die ällgoaeinen Bestimmungen
des Verwaltungsatrafeeohtes , das Verwaltungsstrafverfahren und
die Verwaltungsvollstreckung werden durch Bundesgesetze gere¬
gelt , und zwar , soweit ein Bedürfnis nach Jrl ^ sung einheit¬
licher Vorschriften als vorhanden erachtet wird , auch in den
Angelegenheiten , in denen die Gesetzgebung den ländern zu¬
steht , insbesondere auch in den Angelegenheiten des Abgaben-
Wesens.

Die Birsrohfißirungsverordnungen zu den  nach dem vor¬
hergehenden Absatz ergehenden Bundesgesetze sind , soweit in
diesen Gesetzen nicht anderes bestimmt ist , vom Bund zu er¬
lassen.

Das Gleich © gilt für die folgenden Angelegenheiten:
dfcaat bftrgerschaft und Heimat recht ; b@ruf3.iche Vertretungen und
Volkswohnungswesen . Die Handliabung auf diesem Gebiete ergehender
Gesetze und der hiezu erlassenen iMrohftHirungev erord nangan
steht dem Bund oder den Ländern zu , je nachdem , ob die den Ge¬
genstand des Verfahrens bildende Angelegenheit der Vollziehung
nach Bundes - oder Landossaohe ist.

Die Heohtsprechung oberster Instanz im Verfahren vor
den Verwaltungsbehörden wegen Verwaltungsübertretungen steht
Verwaltungsstrafsenaten zu , di © bei den zuständigen Behörden zu
bilden sind . Die Mitglieder der Senate sind in Ausübung ihros
Amtes unabhängig und an keine Weisungen gebunden # Don Vorsitz
führt der Vorstand der Behörde oder ein von ihm entsandter
Vertreter , der rechtskundig sein umS . Der Bund bestallt zwei
Mitglieder auch in den Fällen , in denen die Senate nicht bei
Bundesbchörden gebildet werden . Bur Handhabung des gesetzlich
vorgesehenen Gnadenr ©cht gs  sind auf Grund der Antrag © der
Verwaltungsstrafsenato in den V©rwaltungsstrafsaohen der mittel-

!
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baren Bundesverwaltung die Landeshauptmänner , ln den Ange¬
legenheiten des selbständigen Wixlozngsb©reiche © der Länder
die Landesregierungen berufen * Bas Miere über die Einrich¬
tung der Verwaltungsstrafsenate und ihre Tätigkeit wird durch
Bundesgcsetz geregelt*

3 ») In den Angelegenheiten ^ ln denen Busdeggache
die Gesetzgebung Über die Grundsätze und Lan&essacho die Ir-
laoawag von AmmmKesßesetzoa  vag a?.: Vo llziehung  ist .
wird Über die Bodenreform , insbesondere Über agrarische Opera¬
tionen und W ied erb es ied elung folgendes bestimmt : In den  An¬
gelegenheiten dar Bodenreform steht die Entscheidung in
oberster Instans und in dar LandesInstanz Senaten zu , die aus
dem  Vorsitzenden und aus Eicht er » , Verwaltungsbsamten und
Sachverständigen als Mitgliedern bestehen ; der in oberster
Instanz zur Entscheidung berufene Senat wird beim zuständi¬
gen Bundesminist er lum eingesetzt # Bia Einrichtung , die Auf¬
gaben und das Verfahren dar Senate sowie die Grundsätze für
die Einrichtung der mit den Angelegenheiten der Bodenreform
sonst noch befaßten Behörden werden durch Bundesgasets gere¬
gelt * *

4 *) In den  Angelegenheiten des selbständigen Wir¬
kungsbereiches der Länder mußten daher entsprechend den bisher
angeführten Änderungen in den Zuständigkeiten ergänzende Be¬
stimmungen eingefügt werden , welche folgenden Wortlaut haben:
“In den Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei , das
ist des Teiles der Sicherheitspolizei , der  das Interesse der
Gemeinde zunächst berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch
ihre eigenen Kräfte besorgt werden kann , steht dem Bund die
Befugnis zu , die Führung dieser Angelegenheiten durch die
Gemeinde zu beaufsichtigen und wshrgenommene Mängel durch
Weisungen mi  den Landeî iiauptoann abzustellen . Zu diesem Zweck
können auch Inspektionsorgano cos Bundes in die Gemeinden ent¬
sendet werden ; hievon ist in jedem einzelnen Fall der Landes¬
hauptmann zu verständigen#

Die landesgesatzliohen Eestiißaungen in den Angele¬
genheiten des Theater - und Kinowagens sowie der öffentlich an
Schaustellungen , Darbietungen und Belustigungen hoben für den
örtlichen Wirkungsbereich von Lundespolizeibehörden diesen
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Behörden wenigstens die tfoerwacliung der Veranstaltungen , segelt
sie sieh nicht mf  Betriebsteolmisahe , bau - und feuerpolizeiliohe
Rücksichten erstreckt , und die Mitwirkung in . erster Instanz bei
Verleihung von Berechtigungen * die in solchen Gesetzen vorgese—
hon werden , zu Übertragen,

Inwieweit im örtlichen Wirk ., bareich von Bundtspo-
lizeilxBiörden diesen Behörden üöif dem Gebiet der äfcr aßoupoliaei
auf anderen als Bundeaatraßeja die ¥ollziehung Übertragen wird*
wird durch Übere ins t immende Gesetze des Bundes und des betragen¬
den Landes geregelt . In Uftea ist für die 3tr &3enpolizsi eine Re¬
gelung in diesem Sinne bereits zustande gekommen.

Soweit Akte der Vollziehung ln Bauau&ken bundaseigene
Gebäude betreff an , die öffentlicher * Swacksn , wie dar Unterbrin¬
gung von Behörden und Ämtern des Bundes oder von öffentlichen
Anstalten , darunter auch Schulen und Spitälern - oder der ha-
sernmäßigon Unterbringung von Heeres augehörigen oder sonstigen
Bundesaagesteilten dienen , fallen diese Akte der Vollziehung in
die mittelbare Bundesverwaltung * der Instanzenzug geht bis zma
zuständigen Bundesminister . Die Bestimmung der Baulinie und des
Hieveaus fällt jedoch auch in diesen Fällen in die Vollziehung
des Landes«

5 «) Eine neue Kategorie von Zuständigkeiten wurde in
jenen Angelegenheiten geschaffen , ln denen die Gesetzgebung und
Vollziehung zwar dem Bund zusteh an * dieser jedoch die Landesgo-
setsgebung ermächtigen kann zu einzelnen Bestimmungen Ausfüh«
rungsgesotz © zu erlassen * Biese Kategorie erstreckt sich auf
folgende Materien : Bergwesen * Forstwesen , einschließlich des
l 'riftwosensi Uasscrrecht ; Regulier mg und Instandhaltung der
Gewässer zum Zwecke der unschädlichen Ableitung der Hochfluten
oder zum Zwecke der Schiffahrt und Flösserei ; Wildbachverbauung
Bau und Instandhaltung von Wasserstraßen .} ¥oraalisierung und
tQrpislcrung elektrischer Anlagen und Einrichtungen , Sioherheits-
maßnahmen auf diesem Gebiete ; Btarkstromwegerecht , soweit sich
die Leituagsa &lage auf zwei oder mehrere Zander erstreckt}
Dampfkessel - und K̂ aftmaschinenweson ; Vermessungswesen * In dem
neuen Absatz des /Artikels 10 der Verfassung heißt es darüber ; .
51 In den nach vorstehend angeführten Materien ergehenden Bundes-

; /

*«
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gosetae » kann di © Land egg oset 2gobung ermächtigt werden * zu genau
au bezeichnenden Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen.
Für diese Landesgesetze sind die Bestimmungen für die im selb¬
ständigen Wirkungsbereich der Länder zu erlassenden Gesetz © sinn—
gemäß anzusenden . Die Tollziehung der in solchen Fällen ergehenden
Ausführungagesetze stellt dem Bund zu , doch bedürfen die Duroh-
f ührungsv er Ordnungen , soweit sie sich auf di © LusfÜh rungsbest im-
mungen des Landesgesetzes beziehen , dos vorherigen Einvernehmens
mit der betreff enden Landesregierung . 81

Besonderes Interesse haben in der Öffentlichkeit jene
Bestimmungen hervorgerufen , in denen dem Bundespr äsident on  eia
Hotv erordnungsrooht elngerüaxort wird * Dadurch wird aus der bisher
bloß repräsentativen Persönlichkeit des Bundespräsidenten ein
starker politischer Faktor . Aach die Bundesregierung , die bisher
vom Nationalrat gewählt wurde , wird von ihm ernannt und entlassen.
2ur besseren Verst and1iehke it seien die betreffenden Bestimmungen
der zweiten Bundesverfassungsnovell © angeführt . Sie lautens
tt Wsna di © sofortige Erlassung von Maßnahmen, die verfassungs¬
gemäß einer Beschlußfassung des Natioaairates bedürfen , zur Abwehr
eines offenkundigem nicht wieder gutzuxaaehenden Schadens für die
Allgemeinheit zu einer Seit notwendig itlrd » in der der Nationalrat
nicht versammelt ist , nicht rechtzeitig zuFF̂sraentreten kann oder

> .• , *

in seiner Tätigkeit durch höhere Gewalt behindert ist , kann der
Bundespräsident auf Vorschlag der Bundesregierung unter seiner
und deren Verantwortlichkeit diese Maßnahmen durch vorläufig©
geset zäridemdo Verordnungen treffen . Die Bundesregiarung hat ihren
Vorschlag im Einvernahmen mit dem vom Hauptaasschuß des national-
rat es einzusetzenden ständigen Unterausschuß zu erstatten . Eine
solche Verordnung bedarf der Gegenzeichnung der Bundesregierung.

Jede nach dem vorhergehenden Absatz erlassene Verordnung
ist von der Bundesregierung unverzüglich dem Nationalrat vorzule¬
gen , den der Bundespräsident , falha ^der Hat ionalrat in dies«1"" ^ NationairatöSj
Zeitpunkt keine d5^ 1J’9/^ir erefnen Ifer 1 d'er t̂orlage folgenden
acht ITage einzuberufen hat . Binnen vier Wochen nach der Vorlage
hat der Hationalrat entweder an Stelle der Verordnung ein ent¬
sprechendes Bundesgas atz zu beschließen oder durch Beschluß des
Verlangen zu stellen , daß die Verordnung von der Bundesregierung



7

sofort außer Iraft gesetzt wird * Im letzterwähnten Fall miß die
Bundesregierung diesem Verlangen sofort entsprechen # Zum Zweck
der rechtst 1tIgen Beschlußfassung des Hatlonalrates hat der £ rä-
si &ont die Vorlage spätestens am vorletzten Vag der vierwöchigen
Frist zur Abstimmung zu stellen ? die näheren Bestimmungen trifft
die Geschäftsordnung . Wird die Verordnung nach den vorhergehenden

Bestimmungen von der Bundesregierung aufgehoben , treten mit dem
Vag des Inkrafttretens der Aufhebung die gesetzlichen Bestimmungen
wieder in biiksamkeit , die durch die Verordnung aufgehoben worden
waren.

Die in 1 . Absatz bezeichnet en Verordnungen dürfen nicht

eine Abänderung bundesverfassungsgesetzlicher Bestimmungen bedeu¬
ten und weder eine dauernde finanzielle Belastung des Bundes , noch
eine finanzielle Belastung der Bänder , Bezirke oder Gemeinden,
noch finanzielle Verpflichtungen der Bundesbürger , noch eine Ver¬
äußerung von Staatsgut , noch Maßnahmen in den Angelegenheiten
Arbeit errecht , sowie Arbeiter * und Äugest eilt enschuts , soweit es
sich nicht um land - und forstwirtschaftliche Arbeiter und Ange¬
stellte handelt ? Sozial - und Versicherungswesen ? Kammern für Ar¬

beiter - und Angestellte ? noch endlich solche sauf dem Gebiet des
Koal it ionsr echt es oder des Mieterschutzes zum Gegenstand haben . ”

Auch die ^ ndikatshaftung für den öffentlichen Bienst-

geber , also den Bund , dis Iänder und Gemeinden , sowie ihrer  Organe
wurde grundsätzlich festgelegt , dis Itochführungsbestimmungea je¬
doch einem noch zu erlassenden Bundesges et z Vorbehalten.

Buroh die zweite Bundesverfassungsnovelle wurdeh das

Wahl alt er hiaaufgesetzt , so daß in Zukunft nur die Volljährigen,

das sind diejenigen , die das 21 . Lebensjahr vollendet haben , wähl-

berechtigt sind . Neu ist die Bestimmung Über die Führung von
ständigen Wählerverzeichnissen , die von den Gemeinden , sofern
aber Gemeinden zum öffentlichen Wirkungsbereich einer Bundespo-

liseibehörde gehören , von dieser unter Mitwirkung der Gemeinden

anzulegen sind.
Mit Rücksicht auf die bisher angeführten oft recht ein¬

schneidenden Abänderungen der Verfassung mußten auch die Be¬

stimmungen auf dem Gebiete der Gesetzgebung und Vollziehung
der Lander neu gefaßt oder geändert werden . Ss soll z . B . nur auf
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die Kompetenzänderung dos Landeshauptmannes in der mittelbaren
Bundesverwaltung hinge ®lesen worden , ferner auf das Verbot der
Aufstellung eines Wachkörpers duroh die Gemeinden und die Länder
im örtlichen Wirkungsbereich einer Bundespolizeibehörde , die Un¬
terordnung der nandeschulräte ( des SJtadtsohulrates für Wien ) und
der ihnen unterstehenden Schulbehörden unter den zuständigen Bun-
desminister für Unterricht , dem außerdem noch ein bindendes Wei-
sungs - und Inspakt ionsrecht übertragen wird,

heu ist auch die Bestimmung , daß der Rechnungshof nun¬
mehr die Überprüfung der Gebarung der Bundeshauptstadt Wien im
gleichen Ausmaß wie die der Länder durohzuführon hat.

Die Verfassungsnoyeile bestimmt auch , daß die Verwal¬
tung von Bundesvermögen an den Landeshauptmann Übertragen werden
kann.

Das 6 , Hauptstück der Verfassung Uber die Garantien
der Verfassung und Verwaltung erhielt durch die Novelle eine neue
Fassung.

Die Verfassungsreform 1329 bedeutet eine Stärkung der
Autorität der Regierung . Die Machtmittel der staatlichen Bxekutiv©
stehen nunmehr in der Verfügungsgewalt der obersten staatlichen
Vollziehungsorgane , also der Bundesregierung , Darüber täuschen
auch die besonderen Bestimmungen nicht hinweg , wonach im Bereich
des Landes der Landeshauptmann für die Aufrechterhaltung der Ruh®
und Ordnung verantwortlich ist.

Mit Verordnung des Bundeskanzlers vom 1 * Jänner 1930
wurde das Bundesverfassungsgesotz wiederverlsutbart*

Verfassungsrechtliche Entscheidungen über die Kompetenzen.
des Landes Wien * '

1 . Bejahender Kompetenzkonflikt zwischen Land Wien und
Bund in einer Frage der Wiener Bauordnung:

2u einem bejahenden Koxnpetenzkonfl ikt zwischen dem
Wiener Magistrat und einem Bezirksgericht kam es infolge eines
vom Magistrat ergangenen Bescheides Über die Vollstreckung eines
Bemolierungsauftrsges . Das magistratische Bezirksamt für den
17 . Bezirk hat von den Eigentümern , zweier Grundparzellen die Ab¬
tragung von vier nur gegen Widerruf genehmigten Bauten verlangt
ymd durch einen Bescheid die  Abtretung der ln den Straßengrand



fallenden ^ etlflöchen und ftborgabe in den physischen Besits der
Gemeinde Wien gefordert . Gegen die Bescheide des Hag ist rat es
wurden Berufungen eingebracht * denen aber die aufsehlebende
Wirkung aberkannt worden ist . Ba dem Bemoliorungsauftrag nicht
entsprochen worden war , hat das magistratische Bezirksamt die
Brsaisvomahme der Abtragung angedroht , fall ® mit i}ir nicht
binnen 14 T®gen  begonnen wird . Auch gegen diesen Vollstreckung ««*
bescheid haben die Eigentümer berufen . Hie haben schließlich
beim Bxekutionsgerieht und von dort angewiesen beim Bezirks¬
gericht Innere Stadt die Gemeinde Wien geklagt . In dem auf diese
Weise entstandenen bejahenden Kompotailiskonflikt entschied der
Verfassungsgerichtskof , daß ln der Bache die Verwaltungsbeh &r-
den zuständig seien.

2 . Antrag der Bundesregierung auf Aufhebung einiger
Bestimmungen des Wiener 3?heatergesetses vom Jahre 1929 . - Legi¬
timation der mit der Fortführung der Geschäfte betrauten Regie¬
rung su  diesem Antrag . - Aufhebung der "Pestzüge " und "Glücks-
häfen ” betreffenden Bestimmungen des Gesetzes . Auslegung des§10  des

Bas Erkenntnis lautet ; Üb«rgang$gesetzes.
I . Die von der Wiener Landesregierung erhobene Einwen¬

dung der mangelnden Aktivlegitimation der tofechtenden Bundes¬
regierung wird anirückgewieeen.

II , Bis werden folgende Stellen des Wiener Landesgesetzes
vom 11* Juli 1928 , L.0 .B1. Nr . 1 vom Jahre 1929 , betreffend die
Veranstaltung von Vergnügungen (Wiener Theatergesetz ) gemäß
Artikel 10 des Bundosverfassungsgesetses als verfassungswidrig
aufgehoben und dem Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien als
Landeshauptmann auf getragen , diese Aufhebung unverzüglich ira
Landesgesetablafct für Wien kanäzumabh an :

a ) im 5 2 , Abs . 1, £. 3 » lit .d , das Wort nFestzüge ” ,
b ) im § 2 , Abs . 1 , 2. 6 , Xit .b , das Wort "Glückshäfen ” ,
c ) der Absatz 5 des § 25 ("Die zim  Schutze . . . . Anwendung

su finden’ 1),
d ) im § 68 , erste Zeile , die Ziffer ”5” .

III . In allen Übrigen Punkten wird das Anfsclitungsbagehren
der Bundesregierung abgewiesen.

aus  den Aatsoheidungsgründen wird folgendes angeführt:
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Bas Wiener Theatergesetz , das am 11 . Juli 1928 vom

Wiener Gemeinderat als Bandtag beschlossen wurde und gegen das
die Bundesregierung *gemäß Artikel 98 , Abs *2 , des Bundesvorfas-
aungsgosetzes ata 6 * September 1928 Einspruch erhob , wurde auf
Grund eines VI öd erholuagarb ©Schlusses des Wiener Gemeind erat es
als Landtag am 2 * Jänner 1929 im Landeggesotzblatt für Wien
kundgemaoht . Daraufhin hat die Bundesregierung beim Verfassungs-
geriohtshcf den Antrag auf Aufhebung einzelner Bestimmungen des
zitierten Gesetzes wegen Verfassungswidrigkeit gestellt . Die
Bundesregierung behauptet die Verfaesungswiürlgkeit aller der¬
jenigen 'Worte und Sätze » durch welche der Wiener Magistrat mit
Geschäften betraut wird , für welche bisher die Polizeidirektion
Wien zuständig war und in den §§ 2 , 3 , 11 , 12 , 54 » 6ö , 115 und
121 des angefochtenen Gesetzes enthalten sind . Insbesondere wird
die Zuständigkeit des Magistrates hinsichtlich der Anmeldung
von Pestzügen , Glüekshäfen , die Bestimmungen des § 9 über die
Vorschreiburag einer Sicherstellung für die Ansprüche der Theater-
angestcllten und der Arbeiterschutzvorschriften für Bühnenarbei¬
ter und Darsteller im } 25 » Abs .5 » § 68 und § 29 als in die Ge¬
setzgebung und Vollaiehungskompeienz des Bundes gehörig und daher
v erJTassungsw idrig aogefochtea . In der Äußerung der Wiener Lan¬
desregierung wird die Legitimation der Bundesregierung zur An¬
fechtung des Wiener Theatergesetzeg deshalb in Zweifel gesogen,
weil die Bundesregierung am 3 * April 1929 zurüekgetreten ist
und die Aufhebung aber erst am 5 * April 1929 beschlossen hat,
also in einem Zeitpunkt , in welchem die Bundesregierung nach
Artikel 71 des Bundesverf assungsgeeotzes nur zur Fortführung der
Verwaltung befugt war . Im übrigen wird der Antrag ssu Abweisung
der Anfechtung der Bundesregierung gestellt»

Ad I . Die Einwendung der mangelnden Aktivlegitimation
ist unbegründet , weil in der Verfassung eine Einschränkung nicht
gemacht wird . Wenn es im Artikel 140 des Bundesverf assungsge-
Satzes heißt , daß der Vcrfsssungsgarichtshof auf Antrag der
Bundesregierung über die Verfassungswidri &keit von Landesge¬
setzen zu erkennen hat , so fällt auch die einstweilige Bundes¬
regierung darunter.

Ad II , iit . a ) . Begründet ist die Anfechtung des Wortes
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51 Festzüge « 11 § 2 , Abs . l , 2 .3 » lit .d , weil im § 3 des Versanm-
lungsgesetze ® vom 15 . Nsvsaiber 1867,  B .G.Bl . Nr . 135 , die öf¬
fentlichen Aufzüge den Versamlungea unter freier , Hlmmal gleieh-
gestellt werden * für ihre Genehmigung sind die politischen Be¬
hörden zuständig . Wenn mm geattß Artikel 10 , 2.7 , des Bundosver-
fassungsgesetzes das ganze Versammlnngsr echt sowohl in der Ge¬
setzgebung als auch hinsichtlich der Vollziehung Äfedessache ist,
so kam weder in den materiellen Vorschriften , noch in Bezug
aaf die Vollzugsorgane durch ein Xanftesgeswtz eine Änderung her-
beigefübrt werden.

Ad II , llt .b ) . Auch die Verfassungswidrigkeit dos

des Lotiogeseizeg vom 13 * Wxz 1813  geregelt werde * s waren
seither Immer nur die Staatsbehörden für die Bewilligung zu¬
ständig und auch in der derzeitigen Bundesverfassung gehört das
Botterlsvewea sowohl hing loht lieh der Gesetzgebung als auch Voll¬
ziehung ausschließlich in die Zuständigkeit des Bundes.

Ad II , lit . o und ä ) . Die m̂feehtung der Vorschriften,
in denen es sich um SohutziaaBnahmen zugunsten der Arbeiter und
Angestellten der ÜJheater- und Vergnügtmgsv er aast aJ.tung en handelt,
ist aus den gleichen Gründen wie  der vorhergehenden Punkte be¬
gründet , weil das Arbeiterrecht sowie der Arbeiter - und Ange¬
stellt ensohutz , soweit es sich nicht um lanä-  und forstwirtschaft¬
liche Arbeiter handelt , ausschließlich eine Zuständigkeit des
Bundes ist . Die Einwendung der Wiener , daß bisher
solche Schutzvorsehriften fehlen , istflewlß bedauerlich , doch
steht einer Bandosregiorung nicht zu , Tücken der Bundesgesetz¬
gebung , wenn aacii nur provisorisch , auszufüllen.

Sicherstellung vorgeschrieben werden kann , die als Pf arid für alle
Ansprüche der Angestellten zu haften hat , konnte nicht Folge ge¬
geben werden . Diese Kautiongpflicht stellt zwar eine zivllreoht-
liohs rorm dar , die als er im § 15 des Bund esv erfsesungsgesetses
ihre Begründung findet und demzufolge dis 'Gendesgesetzgebung auch
ausnahmsweise zivil - und strafrechtliche Normen erlassen kann.
Bas Anf eohtungsb eg ehren , betreffend des § 26 des Theai arges et zes
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Über  die Ankleide - und Auf enthaltgrämae wurde aus dem Grunde ab-
gewiesen , weil os sieh hier um keine eigentlichen Arbeiterschutz-
vorsohrlften handelt.

Die Anfechtung aller jener Worte des Theatergesetzes,
mit welchen die Zuständigkeit des Magistrates hinsichtlich der
Entgegennahme von Anmeldung , der Erteilung von Bewilligungen
(Konzessionen ) sowie sonstiger verwaltungsrechtlicher Funktionen
auf dem Gebiete der Veranstaltungen von Vergnügungen bestimmt
wird , wäre nur möglich , wenn der Verfassungsgeriohtshof sich
entgegen seiner bisher in drei Judikaten enthaltenen HechtsAuf¬
fassung Über die Interpretation des 5 10 des tfoergsagsgesetzes
untreu würde und sich jener der Bundesregierung Anschlüsse.

3 . In einem verneinenden Kosrpetenzkonflikt zwischen
Wien und Nieder Österreich wegen Klärung des Heimat recht es eines
Pfleglings im Versorgungsheim Lainz entschied der Verfassungs¬
gerichtshof , daß dieser Fall nur nach Artikel 15 , Abs . 7 , des
Bundesverfassungsgesetzes 1929 entschieden werden kann , da kein
Parteienantrag Vorgelegen ist # In der Prags der Staatsbürger¬
schaft ( Einbürgerung ) waren noch 3 Prozesse abhängig , wovon
2 abgewiesen . worden , der dritte war ein Kompotenzkonflikt zwi¬
schen Verwaltung ^- und Verfassungsgerichtshof , ln dem sich der
Verfassungen er iaht shof als zuständig erklärte.

Bas Budgotsanierungsgesotz.

Die Ausbreitung der sich ln Österreich mit besonderer
Wucht auswirkenden Weltwirtschaftskrise , die hier noch durch
verschiedene Ereignisse künstlich gesteigert wurde , führte zu
einer starken Erschütterung der österreichischen Wirtschaft.
Hm die Folgen dieser Krise auf die 0taatsfinanzen abzuwehren,
sah sich die Bundesregierung veranlaßt , einschneidende Spar¬
maßnahmen im Hationslrat zu beantragen . Der Hiederschlag dieser
Sparmaßnahmen ist im Budgetsanierun &sgesetz vom 3 * Oktober 1931
enthalten . Bisses Gesetzegwerk ist in vier Teile gegliedert,
und zwar Ersparnngsmaßnahmen , Steuermaßnahmen , sonstige wirt¬
schaftliche Maßnahmen und Gemeinsame Bestimmungen.

Unter den Ersparungsmaßnahmen , die dieses Gesetz



vorgall , sind die vorf assunggändernden Bestimmungen Über die -
Kürzung der Bezüge der Bediensteten der öffentlichen Verkehrs-
Unternehmungen und jener der Landes - und Gemeindeangestellten
liorverzuheben , die die Hoheitsrechte der Länder und Gemeindenn
einsohränkon . In den HGemeinsamen Bestimmungen wird das Inkraft¬
treten der eins einen Vorschriften geregelt und da auch Bestim¬
mungen rückwirkend in Kraft gesetzt wurden , war auch hier eine
Verfassungßbest Immxag  notwendig*

Der Vollständigkeit halber sei noch vermerkt , daß
die Bestimmungen des ersten Seiles dieses Gesetzes bis auf eine
an 31 * Dezember 1933 wieder außer Kraft gesetzt wurden.

Gesetz Über Volksbegehren.

Auf Grund der Bundesverfassung wurde am 16 . Juni
1931 ein Bundesgesets Über Volksbegehren erlassen , das die Ein¬
zelheiten für das Verfahren eines Volksbegehrens regelt.

Aufhebung des Wiener Straßenpolizeigesetzes 1928.

Mit Bundesverfassungsgesetz vom 24 * Mai 1929 wurde
der Beschluß des Bationalrates kundgemaeht , daß die mit dem
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 16 . November 1928
festgesetzte Frist für die Aufhebung des Wiener Landosgesetzos
vom 21 . September 1926 , L. G. Bl . Nr . 38 , über die Straßenpolizel
auf anderen «lg  Bundesstraßen bis einschließlich 30 . November
1929 verlängert wird.

Durch die Zweite Bundesvcrfassungsnoveile wurde
auch dieses umstrittene Gebiet neu geregelt und durch Landes-
gosets vom 13 * April 1930 das Wiener Straßenpolizeigesetz er¬
lassen und die Bundospolizeidirektton in Wim zur Vollziehung
auf dem Gebiete der Straßenpolizei auf anderen als Bundesstraßen
mit dem LaaäGsgosetz Nr . 36 vom gleichen riage berufen.

Damit wurde dem Erkenntnis des Verfassungsgerichts¬
hofes vom 16 . November 1928 entsprochen.

Novellierung der Wiener Verfassung.

Die Verfassung der Bundeshanptstatt Wien wurde im
Berlchtsäbschnitt zweitaal abgeändert . In beiden Fällen waren
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/ *
es die Auswirkungen der Zweiten Bundesverfassungsnoveile , die
eine Änderung der Wiener  Verfassung notwendig machten.

Die erste Novelle behandelt die Änderungen hinsicht¬
lich der Kompetenz und der Vollziehung , hei der  zweiten Novelle
handelt es sieh jedoch um mehr geset s technisch q Bestimmungen»
die geändert werden mußten . Sie konnten erst im Jahre 1931 be¬
schlossen werden , weil ein Gutachten dm  Obersten Gerichtshofes

abgekartet und Beratungen einer vom  Landtag gewählten Kommission
die Voraussetzungen für die Beschlüsse schaffen mußte.

1 . Die Novelle vom 20 . Dezember 1929 » L . G . Bl . Kr . l aus
1930 . Dia wichtigsten Bestimmungen dieser Novelle sind die fol¬
genden*

Die Behl der Gameinderäte wurde von 120 - auf 100 herab¬

gesetzt . Die Herabsetzung der Mitglied ersah ! das Gemeind erat es
wird aber erst hei der nächsten Wahl wirksam werden . Das Recht

der Gemeinde zur Ausübung der  örtlichen Straßenpolizei wurde
eingeschränkt und ein wesentlicher 'Teil dieses Beeiltes der 3un~
despollzelbehür &e Übertragen . In den neuen Bestimmungen Über die
Kompetenz des Landeshanptmarmes in Berufungssaehen wurden die
Vorwaltungestrafsechen ausgenommen . Die Best irrsringen Über die
Vollziehung des Bundes wurden ergänzt und festgestellt , daß der
sachliche ¥irlatngsbereich dar BundespolIseid irakt ion in der mit¬
telbaren Bundesverwaltung im Buadesvorf assungsgeaet z geregelt ist
womit eine Erweiterung der 2uständigk ®it en  des Bundes verbunden
ist . Schließlich wurde der Paragraph Über den Instanzenzug neu

gefaßt , der folgenden Wortlaut hats
"Für den Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung im

Land Wien werden die Geschäfte der Bezirks - und der Land es In¬

st ans vom Bürgermeister als Landeshauptmann und dem Ihm unter¬
stellten Magistrat in einer Instanz geführt . Dar Instanzenzug
geht in allen Fällen , in denen  nicht ein Rechtsmittel gegen den
Bescheid der Bezirks Instanz ausgeschlossen ist , vom Bürgermei-
ster als Landeshauptmann an den zuständigen Bundesminist er f

bundesgesetslich sonst allgemein vorgesehene Abkürzungen dm
Instansenzuges (Artikel 103 » Abs . 4 , B .V . G . ) finden keine Anwen¬
dung . Diese Bestimmungen gelten nicht , soweit Bundesbehörden
in Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung mit der
Vollziehung betraut sind ( Artikel 102 , Abs . I , B .V . G. ) .
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(Iber Berufungen gegen Bescheide des Magistrates im selbstfin¬
digen Wirkungsbereich des Landes entscheidet , soweit nicht durch
Landesges et z eine andere Berufungsinstanz bestimmt wird , die Landes¬
regierung . Biese entscheidet auch über Berufungen gegen Bescheide der
Bundes - Bolizeidirektion im selbständigen Wirkungsbereich dos Landes.

Zur Rechtssprechung oberster Instanz ln Verwaltungsstraf-
sachen des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes und der mittel¬
baren Bundesverwaltung ist der gemäß Artikel 11 , Absatz 3  des Bundes—
Verfassungsgesetzes beim Magistrat als Amt der Landesregierung zu
bildende Yerwaltungsstrafsenat berufen ? zur Handhabung des gesetzlich
vorgesehenen Gnadenrecht es ist auf Grund der Anträge des Verwaltungs¬
strafe enst es ' im. selbständigen Wirkungsbereich des Landes die Landes¬

regierung , in der mittelbaren Bundesverwaltung der Bürgermeister als
Landeshauptmann berufen . ”

2m  Bie Novelle vom 3*  Juli 1931» L»0 »Bl .Nr.41/1931 •
Der Landtag wählte am 29 »Mai 1931 zur Vorberatung einer

Novelle der Verfassung der Stadt Wien und einer Novelle der Gemeinde-
Wahlordnung für die Stadt Wien eine noungliedrige Kommission . Biese
Kommission hat einen Entwurf zur Änderung der Verfassung der Stadt

Wien ausgearbeitet und am 26 . Juni 1931 dem Magistrat beauftrag ^ die
Stadt Verfassung daraufhin durchsusehen , ob und an welchen anderen
Stellen , außer den im Kommissionsbeschluß bereits geänderten , sich
mit Rücksicht auf die Herabsetzung der Zahl der Mitglieder des
Gemeind erat es Veränderungen von Ziffern ergeben . Bor Antrag des

Magistrates wurde von der Kommission in einigen Punkten abgeändert
und der Kommissionsantrag am 3 » Juli 1931 in der Lariät agse iizung zum
Beschluß erhoben » Biese Verfm &vmgsä &dQrang bedeutet eine vollstän¬

dige Anpassung an die Bestimmungen der Zweiten Bundesver fassungsno-
velle.

Burch die Zweite Bundesverfassungsnovelle wurde die Be¬

handlung der Imnamitätsfälle geändert und im Falle einer Beschluß¬
fassung über die Auslieferung eines Abgeordneten dem Nationalrat
eine sechswöchige Frist gesetzt . Bie tagungsfreie Zeit zwischen Je*

Sessionen ŵie sie die Zweite Bundesverfassungsnovelle eingoführt hat,
wird in diese Frist nicht eingerechnet . Ba die Immunität der Landtags 1

Abgeordneten gemäß Art . 96 , Abs♦ 1 , die gleiche ist wie die dei Mit¬
glieder des Hationalrates » so ergab sich die Frage , was unter tagungs
freier Zelt zu verstehen ist , wann , wie in Wien , der Landtag keine
bestimmten Sessionen hält , sondern nach Bedarf einberufen wird.
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23er Oberste Gerichtshof hat über diese Frage ein Gutachten er¬

stattet , das su dem Schluß kommt, daß es zweifelhaft ist , ob für die
Landtage , die keine bestimmten Sessionen eInhalten , die ganze sitzungs
freie Zeit als t ^ ungsfreie Zeit zu gelten hat oder ob es in diesen
Fällen Überhaupt keine tagungsfreie Zeit gibt , Bs empfahl sich daher,
diese Frage gesetzlich zu regeln.

Die Zeit vom 15 # Juli bis 15 . September Jeden Jahres , also die
Zelt , in der der Landtag in der Regel Sommerferien hält , wurde als
sitzungs - (tagungs - ) freie Zeit erklärt , Jedoch kann auch während dieser
Zeit , wenn es der Präsident wegen Dringlichkeit einer zu behandelnden
Angelegenheit für notwendig hält oder wenn das Verlangen mach 3ihbe~
rufüng von wenigstens einem Viertel dor Landtagsabg3ordneten schrift¬
lich gestellt wird , der Landtag einberufen werden.

Damit im Zusammenhänge mußte , gleichfalls Übereinstimmend mit
der Heuordnung beim Hationälrat , bestimmt werden , daß während der
sitzungsfreien Zeit der Landtag das ihm zustehende Recht , im Falle
der Ergreifung eines Laadtsgsäbgeordneten auf frischer l’at bei Ver¬
übung eines Verbrechens die Aufhebung der Haft oder den Aufschub der
Verfolgung auf die Dauer der Gesetzgebungsperiode zu verlangen , durch
das Immunitätskollegium ausübt.

In dar Zweiten Bundesverfassungsnovaile wurde die Anzahl der
Geme inderatsmitglieder mit höchstens 100 festgesetzt • Line beab¬
sichtigte Herabsetzung dieser zahl auf 90 wurde von der Kommission
ans dem Entwurf gestrichen . Gastrichen wurde auch der § 136 Über die
Auflösung des Landtages und dafür der zweite Satz des Absatzes 2 des
§ 15 betreffend die Dauer der Amtsführung des Geaeinderates abgeän-
dert und das Hecht der vorzeitigen Auflösung durch Beschluß dem Ge¬
rne ind erat Übertragen . Während früher die Auflösung durch Gesetz nur
der Landtag beschulen konnte , ist es folgerichtiger , daß der bloße
Beschluß vom Geaeinderat gefaßt wird , wodurch er auch seine Funktion
als Landtag einstellt . Hiebei wurde das in der Bundesverfassung nor¬
mierte Auflösungsrecht des Bundaspräsidenten ausdrücklich Vorbehalten,
was bisher nicht der Fall war.

Heben diesen wichtigsten Änderungen wurden einige minderwich-
tige vorgeschlagen , die sich im Laufe der Handhabung der Verfassung
9&b notwendig oder doch wenigstens wünschenswert erwiesen haben . Bo
wurde beschlossen , dem Mag!stratsdirektor in der Sitzungen df * Kom¬
missionen ebenso das Hecht der Antragstellung zu geben , wifl m
in den Ausschüssen hat . In zwei Paragraphen (91 und 113 ) tritt an
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Stelle des Ausdruckes nstaatHoher Wirkunggber eIch” der der Bun¬
desverfassung ent sprechend e Ausdruck t!  mittelbare Bundesverwal¬
tung^ . Weiters wurde die seit dem Bestehen der gemeinsamen Bera¬
tung des Voranschlages und Rechnunĝ absohlusses durch Stadtsenat
und Finanzausschuß imentschiedene Frage , ob im Vorsitz bei den ge¬
meinsamen Sitzungen auch der Bürgermeister oder nur der Vorsitzende
des Finanzausschusses sich vertreten lassen kann, so gelöst , daß
sich auch der Bürgemeister und zwar durch seinen Stellvertreter
im Vorsitz im Stadtsenat vertreten lassen kann. Dies entsprach der
ständigen Übung. Bei der Aufzählung der Kompetenzen des Stadtseaa-
tes (§ 98) wurden neben den Beschwerden auch die Klagen beim Ver-

* N

fassungs - oder Verwaltungsgepichtsbof angeführt , was ebenfalls der
bisherigen Praxis entsprach . Für die Angelegenheiten , die in die
Brrfescheidungsbefugnis des Stadtsenates fallen , aber im Ausschuß
vorberaten werden sollen , tritt an Stelle der bisherigen negati¬
ven Fassung die positive Fassung, indem alle Fälle der Stadtsenats-
kompetans (§ 98) , die vom Ausschuß vorberaten werden sollen , aufge¬
zählt werden, während bisher diejenigen aufgezählt wurden, die kei¬
ner Vorberatung zu unterziehen waren. Eine materielle Änderung
liegt in dieser Fassung nur insofern ©, als über die Einbringung
von Beschwerden und Klagen an den Verfassung ^- oder Verwaltungs-
geriohtshof nicht mehr im Ausschuß vorberaten werden soll , weil die¬
se Vorberatung sich als entbehrlich und bei den gesetzlich zugames-
senen Fristen oft als hinderlich erwiesen hat « Die Bestimmung, daß
in Füllen der Dringlichkeit , insbesondere also auch während der
Ferien , der Stadtsenat Beschlüsse fassen kann, sowohl an Stelle
eines Gemeinderatsausschusses als auch an Stelle des Geaelnderates,
im letzteren Falle mit oder ohne Vorberatung durch den Ausschuß,
wurde klarer gefaßt , da gegen die bisherige Fassung Bedenken ia
Gemeind erat bestanden . Auch eine Änderung der Bestimmungen Über
das Anfragerecht (§ 126) der Landtagsabgeordneten hat sich auf
Grund der bisherigen Praxis als wünschenswert erwiesen . In einer
Reihe anderer Paragraphen wurde mit Rücksicht auf die Herabset¬
zung der Zahl der Mitglieder des Gemeind erstes ©ine Vermin*
derung der Anzahl der Mitglieder von sonstigen kollegial
zusammengesetzten Organen der Gemeindeverwaltung ausgesprochen.
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Pfr

Gemeind es?alil Ordnung.

Wie schon erwähnt » wurde ara 29 . Mai 1931 vom Landtag
eine neungliedrige Kommission zur Vorberatung einer Modelle der
Wiener Verfassung und einer Novelle der Gemeind ©Wahlordnung ge - *
wählt « Biese Kommission hat den Mag ist rats entwurf in zwei Sitzun—
gen und zwar am 17 . und 22 * Juni 1931 beraten und am 3 . Juli
1931 den von Ihr abg ©änderten Mag1btrat ©entwurf beschlossen*

Bie Abänderung der Gerneindei âhlOrdnung war notwendig,
da durch das vom Nationalrat beschlossene Bürger 1 ist enges et z
wesentliche Bestimmungen der hat ionalratswahlordnung abgeändert
wurden und infolgedessen auch die entsprechenden Bestimmungen
der Gemeindewahlordnung geändert werden mußten . Bie hauptsäch¬
lichsten Änderungen sind folgendes das Wahlalter wurde für das
aktive Wahlrecht mit dem 21 * Lebensjahr und für das passive
Wahlrecht mit dem 29 # Lebensjahr festgesetzt # Bie Grundlage
für dio Durchführung der Wahl bildet das nach dem Bürgerlisten¬
gesetz aufzulegende Wählerverzeichnis (Bürgerliste ) , das aber
vor der Wehl einem Keklsmationsverfahren unterzogen wird , so
daß nicht nur die seit der letzten Anlegung der Bürger liste voll¬
zogenen Wohnungsonderungen , sondern auch alle anderen Veränderun¬
gen berücksidhtIgt werden können » desgleichen alle etwaigen Un¬
richtigkeiten der Bürgerliste # Bi © Parteien erhalten Abschriften
des Nachtrages zur Bürgerliste gegen Ersatz der Kosten * Als
Stichtag für die Wahlrechtserfordernisse hat der ü?ag der Verlaut¬
barung der Wahlausschreibung zu gelten . Für die Entscheidung
der Reklamationen gilt das ln der Gemeind ©Wahlordnung bisher
vorgesehene Verfahren . An Stelle des bisherigen einen  Ermitt¬
lungsverfahrens nach der B ’Hontschen Methode treten so tle bei
der Nationalratswahl zwei  Ermittlungsverfahren und zwar das erst®
nach der Bischoff - Hagenbach *sehen Methode » das zweit © nach der
B 'Hont *sehen Sethode * Hiebei bilden den Wahlkreisverband sämtliche
Wahlbezirke . Bie Mitglieder der Bezirks Vertretung hingegen werden
wie bisher nach der B *Hont ’sehen Methode in einem Ermittlungs¬
verfahren gewählt * Unter den von der  Kommission äb&eändsrtsn
Bestimmungen sind folgende besonders bemerkenswert : die Frist
für die Auflegung des Wählerverzeichnisses wurde von 14 Tagen
auf 10 Sage herabgesetzt • Bie Bestimmung , daß auch Abschriften

i
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des vollständigen Wählerverzeichnisses , also nicht nur der sich
aus dem Reklamationsverfahren ergebenden Änderungen , an die Par¬
teien Über ihr Verlangen aussugeben sind , wurde gestrichen . Diese
Bestimmung hätte jenen Parteien , die sieh erst bilden und daher
die Abschrift der letzten Bürgerliste nicht besitzen , die Möglich¬
keit bieten sollen , di © ganz © Liste zu erhalten . Die Anlage wäre
aber mit zu hohen Kosten verbunden gewesen und Überdies wäre mit
Rücksicht auf den großen Arbeitsaufwand die Lieferung an einem
bestimmten Tag nicht möglich gewesen . Da dies © Bestimmung kaum
praktische Bedeutung bekommen hätte , wurde sie gestrichen * Heu
ist die Bestimmung , daß Verzeichnisse der Reklamationen aufzu¬
legen und Abschriften davon gegen Ersatz der Kosten an alle Bun¬
desbürger über Verlangen auszufolgea sind . Auch wird jedem Bundes¬
bürger da © Recht der Erinnerung zu den verseichneten Reklamationen
eingeräumt , Besondere Bestimmungen wurden für den Pall der gleich¬
zeitigen Vornahme der Gemeinderats - und Bezirksvertrotungswähl
mit der ilationalratswahl getroffen . Die Bestimmung , daß die Wahl-
ausschreibungskundmachung auch den Tag ihrer Verlautbarung ent¬
halten muß» ist ebenfalls neu . Entsprechend dar nun vorgesehenen
zwei Ermittlungsverfahren mußten di © Bestimmungen über da © Sr-
xaittlungsverfahren geändert und erweitert werden.

Der Schlußartikel beauftragt di © Landesregierung * die
Wahlordnung für die Vornahme der nächsten nach Verlautbarung die¬
ses Gesetzes stattfindenden Wahl des Gemeinöerate $ und der Be-
zirksvertretungon mit dem vollständigen Text , nötigenfalls mit
geänderter Paragraphierung zu verlautbaren.

Diese Verlautbarung erfolgte mit Verordnung der Wiener
Landesregierung vom 22 , September 1951«

Garantien der Verfassung und Verwaltung,

Vorfassungsr echt lieh e Ent Scheidungen,

Soweit nicht schon über einige Entscheidungen des Ver-
fassungsgerlebtsho £ ee berichtet wurde , sollen hier die Entschei¬
dungen der obersten Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes , des
Verfassungs - und Verwaltungsgerichtshofes , die für die Führung
der Verwaltung besondere Bedeutung erlangt haben , angeführt
werden . Berücksichtigt wurden sowohl Entscheidungen eHfe Über
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BoEObwördsn, dis Sie Stadt Wien selbst anhängig geiaasht hat ,
alr auch  solche , die sich gegen Entscheidungen der Organe des
~c.udos ufid den Oeneindc Wien pichtetso«

l . y Ober Antrag der Bundesregierung hatte der Ver-
faasungsgeriehtshof nach Art . 138, Abs.2, B.V.G. , darüber su
eatscheidon , ob die Regelung des landwirtschaftlichen Erin-
gungsrcehte3 eine Angelegenheit der Bodenreform bildet und daher
n:j»jh Artikel 12, Abs. l , a .5, E.v’.c;, , ln der Fassung voa 1929
hinsichtlich der Gesetzgebung über die Grundsätze in die Zu¬
ständigkeit des Bundes, hinsichtlich der Ausfßhruagsgeset ^ e—
bung und der Vollziehung in die Zuständigkeit der Zünder fS3.lt
Der Verfassuagsgeriehtshof hat mit seinem Erkenntnis vom 21.

♦

iSlrs 1931 folgendes entschieden*
Von dem auf iiegohluß dos? Buttdesregierung dom Ver¬

fassung er loht shof vorgelegten Ahtwurf eines Gesetzes , betref-
fand das landwirtschaftliche Bringungsrecht , fallen die Bestim¬
mungen dos Artikels HX nach Artikel 10, Abs.l , 2*9, des Bundes-
verfassungsgesotaes und nach dem Fliians-Verfassungsgesotz (Ab-
gabenteilungsgösets ) in die ausschließlich ® Zuständigkeit de©
Bundes in Gesetzgebung und Yoils Leitung, di ©Bestimmungen der
Artikel I , XX und XY nach Art . 12, Abs. l , 2.5, B.V.G. in der
Fassung von 1929 hinsichtlich der Gesetzgebung über di ® Grund¬
sätze in die Zuständigkeit des Bundes, hinsichtlich der Aus—
fUhrungsgeset zgebung und der Vollziehung in die Zuständigkeit
der Länder.

Der Hachtssats wurde mit Jüindmachung des Bundeskanz¬
lers vom 13. April 1931 im B.G.B1. Br. 113/1931 verlautbart
und lautots

"Die Regelung der Voraussetzungen , unter denen den
Eigentümern landwirtschaftlich genutzter Liegenschaften das
Recht austoht , landwirtschaftliche Brzeugnisse und andere zur
zweckmäßigen Bewirtschaftung der Liegenschaft erforderlich©
Sachen über fremde Liegenschaften ohne Veranlage su befördern
oder zum Zwecke der Bringung landwirtschaftlicher Güterwege oder
landwirtschaftlicher Seilwege anaulegen oder zu benutzen (land¬
wirtschaftliches Bringungsrecht ) fällt als eine Angelegenheit
der Bodenreform gemäß Art , 12, Abs. l , 2.5, Bundesverfassung««®-



setz » in der Passung von 1329 hinsichtlich der Gesetzgebung über
die Grundsätze in die Zuständigkeit des Bundes » hinsichtlich der
Ausftlhrungsgesotzgebung und der Vollziehung in di © Zuständigkeit
der Länder . '

In seinen Ent scheidungsgründen wies der Verfassungsge-
riehtshof darauf hin » daß unter Maßnahmen der Bodenreform jene
Aktionen auf dem Gebiete der Landeskultur zu verstehen sind , die
die gegebenen Bodenbesitz - , 3enutzungs - oder Bewirtschaftungs¬
verhältnisse den geänderten sozialen oder wirtschaftlichen An¬
schauungen oder Bedürfnissen entsprechend , einer planmäßigen
Neuordnung oder Regulierung unterziehen wollen*

2 . Beschwerde einiger Wiener Bürger wegen Demolierung
des Wiener Bürgerversorgungshauses.

Die Gemeinde Wien hat im Jahre 1927 dm Wiener Bürger-
versorgungshaus demolieren lassen « Durch diese Demolierung fühlten
sich einige Wiener Bürger in ihren Rechten verletzt * Sie brachten
beim Verf assungsgerichtshof eine Klage ein , worin sie sich Über
die Verletzung der ihnen zustehenden Rechte beschwerten , Ihre
Beschwerde wurde abgoniesen  und sie zur Zahlung der Kosten ver¬
urteilt . Zur Begründung ihrer Beschwerde wegen Verletzung des
Big entumsr echt es  beriefen sich die Beschwerdeführer auf das Hcf-
kanzleidekret vom 26 . September 1816 , wonach "dm Vermögen  dos
Bürgerspitals keineswegs zu dem Gemeindeverxnögen der Stadt Wien
gehört , sondern eine für sich bestehende fromme Stiftung ist. 55
Sie verwiesen ferner darauf , daß das Bürgerversorgungghsus im
Grundbuch als Eigentum des Wiener Bürgerspitalfonds eingetragen
ist und daß die Gemeinde Wien , wie aus dem Voranschlag 1926 her¬

vorgeht » das Eigentum des Bürgerspitalsfonds auch anerkannt hat.
Sie forderten mit Rücksicht hierauf für die Veräußerung und Ver¬

wendung des Büxgerversorgungshanses zu anderen Zwecken die Er¬
lassung eines Landesgesetses und außerdem die stiftungsbehördliche
Genehmigung . Der Verfassuxigsgerlohtshof hat diesen {Dell der Be¬
schwerde mangels einer Legitimation der Beschwerdeführer zurück¬
gewiesen . Er wies darauf hin , daß im § 8 der Verfassung der  Bun¬
deshauptstadt Wien den Personen , die aus früherer Zeit Rechte und
Ansprüche aus ihrem Bürgerrechte besitzen , diese auch weiterhin
gewährleistet werden . Die Beschwerdeführer machten geltend , daß
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sie durch die Demolierung des Bürgerversorgungshauses in ihren
verfassungsmäßig gewährleisteten Rechten verletzt worden  seien.
Der Verfassungsgeriohtshof hat diese Ansicht verworfen . D&r
Vorschrift des § 8 der Wiener Verfassung komme nicht die recht¬
liche Qualität eines Verf assungsgesetzes au , diese Qualität habe
nur das sweite Haupt stück , das die Bestinanungen über »Wien als
Land» enthält . Der Verfassungsgerichtshof hat schließlich unter
äor  Annahme , daß die im § 8 der Wiener Verfassung erwähnten
Rechte unter Verfassungsschut z stehen , die Beschwerde verworfen.
Sr stützte sich dabei auf den § 16 , Abs . 3 , des Gemeindestatuts

für die Haupt - und Residenzstadt Wien vom 24 . Mrs 1900 , L. G. B1.
ur . 17 , der die Rechte und Ansprüche von Wiener Bürgern folgen¬
dermaßen umschreibt«

»Den Gemeindebürgera bleibt der Anspruch auf Versor¬
gung aus Jenen Stiftungen und in  jenen Anstalten , welche insbe¬
sondere für Bürger sowie deren Witwen und Kindern bestimmt sind,
Vorbehalten . Darin wird diesen Bürgern die Anwartschaft auf eine
besondere Versorgung für den Fall ihrer Verarmung zugesichert,
dagegen mit keinem Wort gesagt , daß ihnen diese Versorgung ge¬
rade im Bürgervers orgungshaus in der Währingerstraße gewährt
werden müsse " .

3 . ) Amtswegige Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des
Gesetzes vom 4 * August 1920 , Mvü «Xandeagesetz — und Verordnungs¬
blatt Br . 727 , betreffend die 3Inhebung einer Abgabe von Speisen
und Getränken , in der Fassung des Gesetzes vom 21 * April 1922,
I . G. B1 . für Wien Nr . 82 , und vom 17 . Juli 1925 , L. G.31 . für
Wien Nr . 34.

Das Erkenntnis lautet«

Vom Artikel I des Wiener Landeggesetzo « vom 17 . Juli
1925 , L. G. 31 . Nr . 34 , wird der Absatz 1 , der unter der Über¬
schrift "Abgabepflicht « stehenden Bestimmungen als verfassungs¬
widrig aufgehoben . Der Landeshauptmann von Wien ist zur unver¬

züglichen Kundmachung der Aufhebung verpflichtet . Die Aufhebung
tritt mit 1 . Jänner 1931 in Kraft.

Aus den Entscheidungsgründen«
über die Beschwerde der Frau J . W. , Kaffeosehänkerin

in Wien , gegen die Abgabenbeschwerdekommission für Wien wegen
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¥erletsung verfassungsmäßig gewährleisteter Hecht©hat der Ver-
f assungsg er loht sh of das oben zitierte Gesetz auf seine Verfas «*
sungsmäßigkeit hin Tiberprüft . Biese Prüfung hatte folgendes Er¬
gebnis 3 Hach § 3» lit #o , des Finanz —¥erfsussungsgesad ?&e® ist , wenn
der Bund eine Abgabe einhebt , deren Erträgnis zwischen Bund und
Ländern (Gemeinden) auf geteilt wird , eine gleichartige Landes-
(Gemoinde- )Abgabe nur zulässig auf Grund besonderer bundesgesetz¬
licher Ermächtigung « Bas angeführte Wiener Landesgesetz ist,
da ein © bundesgesetzliohe Ermächtigung nicht vorliegt , verfassungs¬
widrig , wenn die durch dieses Gesetz eingeführte Gern©indaabgäbe
mit einer gemeinschaftlichen Abgabe gleichartig ist . Hlefür kommt
nur die gemeinschaftliche Waremirasabssgteuer in Betracht . Die
darüber Angestellten Untersuchungen ergaben , daß bis zur Änderung
des Gesetzes vom 17. Juli 1925, L.G.Bl .Ur. 34» in welchem vom
Begriff der HBuxussteuer ” abgegangen wurde , die Binhebung der
Nahrungs- und Genußmitt eläbgabe verfassungsmäßig war . Sie wurde
nur deshalb verfassungswidrig , weil mit dem Wiedersofbaugesets
vom 27, November 1922, B.G.Bl , Hr. 343, die War©numsstsst euer
eingeführt wurde , sodaß angenommen werden kann , daß die Nahrung©-
und Genußraitteläbgäbe in der Fassung des wiederholt erwähnten
Gesetzes eine Doppelbesteuerung darstelle . Wenn bisher sowohl der
Verfsssungsgeriohtshof , als auch der Verwaltungsgerichtshof von
der gleichen Ansicht ausgingen , daß von einer unzulässigen Doppel¬
besteuerung darum nicht gesprochen werden kann , weil die Waren-
urasatzsteuer den Umsatz der Waren, also Verkehrsakte besteuert ,
während di ©Nährungs- und Genußmittalabgäbe eine Aufwandsteuer
auf Xuxuskongfu© darstelle , so kam der Verfassungsgerichtshof nun¬
mehr zum Schlüsse , daß das Gesetz Über die Hährongs- und Geauß-
mittelabgabe in seiner jetzigen Fassung mit dem Finansverfassungs-
gegetze in Widerspruch stellt ; dieser Wioderspruch wurde durch die
Änderung des § 1, Abs. l , hervorgerufen . Demzufolge mußte diese
durch di © Novelle bewirkte Änderung dar gesetzlichen Bestimmungen
als verfassungswidrig aufgehoben werden.

4«) Beschwerde gegen die Abgabenbesohwerdekommission
der Gemeinde Wien, betreffend Vorschreibung von Wertzuwachsabgaben
von Liegenschaffcen . - Frage der Verfassungsmäßigkeit der Novelle
vom 22. Juni 1928, L.G.Bl . für Wien Hr. 24 . - Gleichartige Abgaben.



Unterschied der Bemessungsgrundlage bei der Xamofciliargabühr
und Wert zvm  aohs Abgabe.

Erkenntnis vom 15 . Mai 1929 , 2 . B. ! r 5 , 6/29.
Die Beschwerden wurden abgewiesen.
Bntscheidungsgründe s
Der Verfassungsgeriohtshof sah sich nicht genötigt,

dm  im Artikel 140 B.V.G. und im § 65 des Verfassungsgerlchts-
hofgesetses vorgesehene Verfahren von i%mtswegen eInsulelten,
denn es liegen keine Bedenken gegen die ¥erf assungsmäßigksit
der Novelle vom 22 . Juni 1928 vorj dies folgt aus folgenden Er¬
wägungen«

Der Begriff " gleichartige Abgaben " im § 3 , lit . c , des
Pinanzverfassungsgesetzes ist von Gesetzgeber nicht festgelegt,
es muß also aus der Vergleichung der rundsätze der Imaobiliar-
gebtihr ( denn nur diese kann in Frage kommen ) und der Wertzuwaobs-
abgabe erschlossen werden , ob diese beiden Abgaben als gleich¬
artige im Sinne der österreichischen Abgabenordnung angesehen
werden können.

Die Bemessungsgrundlage ist bei beiden ganz verschie¬
den«

Die Immobil largebühr wird bei jedem Besitzübergaag
nach dem Werte der Übergebenen unbeweglichen Sache bemessen und
eingehoben $ bei der Wertzuwachsabgabe wird nicht diese Bemes¬
sungsgrundlage genommen , sondern der etwaige Wertzuwachs , den
die den Gegenstand des Hechtsgeschäftes bildende unbewegliche
Sache seit dem letzten Wechsel des Eigentümers , spätestens seit
1 . Jänner 1903 erfahren hat * -dieser Wertzuwachs wird durch die
Vergleichung des Erwerbs - mit dem Veräußerwigmert ermittelt.
Darin liegt der grundlegende Unterschied zwischen den beiden Be¬
messungsgrundlagen , der es unmöglich macht , die Wer tZuwachsabgabe
als Imnob 11 iargebühr zu behandeln.

Der Verfassungsgarlchtshof nimmt dann zu der Zweck¬
mäßigkeit der Wertberechnung Stellung , die unter Umständen je
nach Erwerbszeit dazu führen kann , daß anstatt eines wirtschaft¬

lich gerechtfertigten Wertzuwachses nur ein Scheingewinn , In
Wirklichkeit ein Wertverlust besteuert wird , verweist darauf,
daß dies die belangte Beschwerdekommisslon zugibt , daß deshalb



25

andere Länder die beiden Vergleiehswerte auf den gemeinsamen
Nenner der Goldparität gebracht haben oder überhaupt nur Zu-
schlage zur Immobiliargebühr einheben und stellt fest , daß dies
alles kein Beweis der Verfassungswidrigkeit der Wert Zuwachs ab-
gabe sei und daher den Beschwerdeanträgen nicht Folge -gelben werden
konnte•

In einem weiteren Erkenntnis des Verfassungsgerichts¬
hofes vom 10 * Dezember 1929 wird der gleiche Standpunkt ver¬
treten und dabei wieder auf die Mangelhaftigkeit der Bemessunge-
gr und läge hingewiesen.

Sonstige Verfassungsgerichtshofprosesse.
Die Gemeinde Wien war an einer Reihe von Prozessen

beteiligt , bei denen die Kompetenzen irgendwie bestritten waren.
So wurde im bejahenden Kompetenzkonflikt zwischen Gerichten
und Verwaltungsbehörden in Dispensehesachen in 8 Wiener Fällen
vom Verfassungsgarichtshof entschieden , daß den Verwaltungs¬
behörden die ausschließliche Zuständigkeit zur Dispenserteilung
zusteht#

Auf dem Gebiet des Bauwesens war außer dem bereits
früher ausführlich behandelten Fall eine Beschwerde wegen Ver¬
letzung des Eigentumsrechtes durch die Abweisung eines Ansu¬
chens um Genehmigung der Abteilung von Grundstücken anhängig,
die vom Verfassungsgerichtshof abgewiesen wurde.

Die Beschwerde eines Kino Operateurs wegen Einschrän¬

kung der Freizügigkeit und Freiheit des Erwerbes durch eine
Bestimmung im Wiener Kinogesetz und eine solche eines Kinobe¬
sitzers wegen Nichterteilung einer Kinokonzession wies der
Verfassungsgerichtshof ab.

Zahlreich waren auch die Beschwerden über Entschei¬

dungen des Wiener Magistrates oder der Abgabenbesohwerdekom-
mission in Angelegenheiten der verschiedenen Abgab enges et se wie j
Fürsorgeabgabe , Nahrungs - oder Genußmitte labgäbe , Abgabe von
Speisen und Getränken , Wertzuwachsäbgäbe , Anzeigen - und Haus¬
personalabgabe . Alle diese Prozesse - 18 an der Zahl - ende¬
ten mit zwei Ausnahmen mit Abweisungen oder Zurückweisungen.
Von einem dieser beiden Fälle ist das Erkenntnis mit Ent¬
scheidungsgründen angeführt . ( Seite • ?? . ) . Im zweiten Fall



wurde die Entscheidung der Abgsbenbescfcwerdekommiggion aufgehoben.
Im Vereingrecht und Verwaltungsverfahren wurde je eine

Beschwerde zu dunsten der Gemeinde entschieden.
Brei Beschwerden wegen Nicht au fn ahme im die Bürgerliste

und der damit verbundenen Verletzung des Wahlrechtes wurde statt¬
gegeben und die Bescheide der Einspruchskommission aufgehoben.

Je zwei Beschwerden betrafen dag Gewerbewesen und dag
Mietenrecht , die alle mit Zurück - oder Abweisung der Antragsteller
beendet wurden.

Einige Beschwerden 9 das Bi engt recht der Gemeindebedien¬
steten betreffend * wurden bis auf eine * der stattgegeben wurde,
vom Yerfassungggerichtshof äbweiglich beschießen . Im Prozeß tfoer
die stattgegebene Beschwerde handelte es sich um die Bestellung
eines Rechtsanwalt es als Vertreter in einem Disziplinarverfahren.

Zahlreicher waren die Prozesse gegen die Gemeinde Wien
beim Yerwaltungsgeriehtshof * Sie hatten keine grundsätzlichen
Änderungen zur Folge und wurden in der Übergroßen Hehrheit abge-
wiegen.

Yertretunggkbrper und Organe.

Zur Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten sind folgende
Organe berufen : 1 . der Gemeind erat ; 2 . der Bürgermeister ! 3 . der
Stadtsenat und die einzelnen amtsführenden Stadträte ; 4 * die
Gerneinderatsausschüssej die Bezirksvertretungen und die Bezirks-
vorgteherj 6 . der Magistrat.

Da Wien die Stellung eines Bundeslandes hat , so ist der
Wiener Gemeinderat auch Landtag von Wien , der Bürgermeister auch
Landeshauptmann , der Stadtsenat auch Landesregierung , der Wiener
Magistrat auch Amt der Landesregierung und die Magistr &tgdirektion
auch Landesamtsdirektion . Daneben bestehen für besondere Zwecke
Unterausschüsse * Kommissionen und Kollegien ! als Organ des Landes



und dop Gemeinde werden Personen auch ln andere Körperschaften
und Kollegien entsendet . Die gesamte Tätigkeit aller dieser

Organe macht die Verwaltung Wiens aus . Sie Ist der elgentllohe
Inhalt der folgenden Kapitel dieses Berichtes.

Wien als Land»

lc ) Bor Landtag.

Ber Landtag  hielt im Jahre . 1929 - 13 Sitzungen ah
erledigte 16 öesetsesvox lagen , davon 11  Abgab enges at se»

i )ie meisten , der Abgabenges ^tse brachten Steuer ermaßigungen und
Befreiungen für bestimmte Falle der Besteuerung . Gegen die
Gesetseabesohlüsse von 4 . Oktober 1929 , betreffend Ermäßigung
der Lustbarke its - , Fre %£ anz £mm &" und  AnkündIgungss &gabe und
vom 11 . Oktober 1929 , betreffend Ermaßigurg der Fürsorge - ,
iTahrungs — oder Genußmittel —, Kraftwagen — und Anseigenabgabe bat
die Bundesregierung mit der Begründung Einspruch erhoben , daß
durch die Klausel , die die Landesregierung ermächtigt , die Er¬
mäßigungen unter gewissen Bedingungen gang oder teilweise auf¬
zuheben , Bund es int er essen gefährdet wären . Nach dieser Klausel
konnten die Steuerermäßigungen aufgehoben werden , wenn durch
die Abänderung des Finanzerfassungsges et zes oder des Abgaben-
teilungsgesetzes oder durch ein anderes Bunöesgesetn die Ein¬
nahmen der Bundeshauptstadt Wien geschmälert oder ihr neue
Lasten auf erlegt werden.

Hach dem  Finansverfaewingsgesets konnte in diesem

Fall der im Artikel 98 , Abs . 2 , des Bundesverfassungsgesetses
vorgesehene Wiederholungsbeschluß nicht gefaßt werden ; diese
Gesetzesbesehlüss © dürfen nicht kundgemacht werden.

Bie Bundesregierung hat nun erklärt , daß sie Einwen¬
dungen gegen die erwähnten Gesetsesbesohlüsse nicht eiheben

werde , wenn statt der  Ermächtigung der Landesregierung , die Er¬
mäßigungen außer Kraft zu setzen , diese 23rmäßtgungen gesetzlich
bis 31 . Hürs 1930 erteilt werden und die Landesregierung er¬
mächtigt wird , sie durch Verordnung Jeweils für ein weiteres
Vierteljahr zu verlängern.

Hit dieser Änderung wurden die Beschlüsse vom 4 . Gk-



töber 1929 ln der Landtagssitzung vom 20 , Dezember 1929 neuerlich
verhandelt und angenommen.

Der Landtag wählte 16 Mitglieder ln die Kommission zur
Torberatung des Gesetzentwurfes Über eine neue Bauordnung für Wien,
außerdem 10 Mitglieder für die Binkomensteuerberufungskommisslon
für Wien als Ersatz für ausgesohlodene Mitglieder und ln einer
Nachwahl ein Mitglied für den Bundesrat •

Der Landtag beschloß die Irrichtung einer Wiener Landes¬
hypothekenanstalt und wählte deren Oberkurator , seinen Stellver¬
treter sowie Mitglieder des Kuratoriums und ernannte den Direktor
dieser Anstalt . Schließlich behandelte er mehrere Anträge verschie¬
dener Gerichte und Behörden um Auslieferung von Landtagsabgeord¬
neten.

Im Jahre 1930 hielt der Landtag 11 Sitzungen ab und er¬
ledigte 8 Gesetzesvorlagen . Die Gesetze Über die verschiedenen Ab¬
gaben enthalten meist Ermäßigungen der Steuersätze.

Unter den in diesem Jahre zust andegekoiamenen Gesetzen
ist die neue Bauordnung für Wien hervorzuheben.

Damit ist eine jahrzehntealte Forderung nach Änderung
des Baurechtes endlich erfüllt . Dieses große Gesetzeswerk stellt
einen Markstein in der Geschichte dos Baureehtes dar . Seit dem
Jahre 1883 war die Bauordnung nicht mehr geändert worden.

Gegen die neue Bauordnung hat das Bund esminist er Iura
für Handel und Verkehr namens der Bundesregierung mit der Begrün-
dung Einspruch erhoben , daß durch die Bestimmungen des § 1 und
§ 4 , Abs . l , die Möglichkeit gesetzlich festgelegt erscheint,
die Bebauung oder Wiederverbauung auch derzeit bebauter oder als
Baugründe abgeteilter Gründe durch Änderung der Flaohenbedingung \
zu verhindern und diese damit gänzlich zu entwerten . Dem Eigen¬
tümer und dem an den Gründen dinglich Berechtigten wird ein An¬
spruch auf Entschädigung der hiedurch erlittenen veraögensrecht-
lichen Nachteile zugestandon . Dadurch wird Hypothekarkrediten
auf solchen Realitäten die Grundlage entzogen . Durch die erwähnten
Gesetzesbestimmungen wird auch der Kredit gewerblicher und in¬
dustrieller Unternehmungen berührt , deren Kreditfähigkeit vielfach
nur durch den Wert ihrer Realität eh gegeben Ist oder zumindest
wesentlich dadurch beeinflußt wird.



§ 6 , Abs . 2 , bestimmt , daS auf den übrigen Grünlandflä-
chan ( mit Aufnahme der ländlichen Gebiete ) die Errichtung nur
solcher Baulichkeiten gestattet ist , die dieser Bedingung ent¬
sprechen . Auch für Gebäude , die Öffentlichen decken dienen , wur¬
de keine Ausnahme gemacht . Durch die vorstehende Bestimmung würde
daher z . B . di © Errichtung auch unumgänglich notwendiger Unter¬
künfte für Polizei und Militär von einer ausnahmsweise » Zustim¬
mung des Gemeind erat es und einer entsprechenden Änderung des Be¬
bauungsplanes abhäng en . Diese Einschränkung könnt © die Erfüllung
von dem Bund obliegenden Aufgaben (Aufrechterhaltung der öffent¬
lichen Ruhe , Ordnung und Sicherheit ) beeinträchtigen.

Durch die erwähnten Gesetzesbestimmungen erscheint daher
eine Gefährdung von Bund es Interessen gegeben.

Der GesetzesbeschluS wurde daraufhin am 25 . November
1929 wiederholt.

Ein umfangreiches Gesetz , das in diesem Jahre beschlos-
sen wurde , war das Gesetz über die StraSenpolisel , zu dessen Tor¬
bereitung der Landtag ein © neungliedrige Kommission wählte.
Erwähnt sei auch das Gesetz Über die Schaffung der Abgaberiberu-
fungskommission und das Gesetz über die Beteiligung des Landes
Wien an der Förderung der österreichischen Ausfuhr nach der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken.

Der Landtag wählte am 14 . Harz 1930 einen Vertreter des
Landes Wien in die Leitung des Verbandes der genossenschaftli¬
chen Fortbildungsschulen } einen zweiten Präsidenten } ferner in
einer Nachwahl einen Bundesrat und zwei Mitglieder des XJnverein-
barke 1tsaussohuss es • Er behandelte ferner sieben Auslieferungs—
begehren.

Das Jahr 1931 verzeichnet 13 Sitzungen des Landtages,
in denen 18 Gesetze beschlossen wurden . Von diesen Gesetzesbe¬
schlüssen sei das Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen und ihrer
Zucht und das Elektrizitätslandesgesetz besonders erwähnt ; die
Übrigen Gesetze haben meist die Abänderung und Verlängerung von
Abg ab eng es et z on zum Gegenstand.

Der Landtag wählte eine neungliedrige Kommission zur
Vorberatung einer Novelle der Verfassung der Bundeshauptstadt
Wien und einer Novelle der Gemeindewahlordnung ; drei Mitglieder
des Immunitätskollegiums und behandelte fünf Begehren um Aus-
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lleferong von Landtagsabgeordnet on•

Übersieht der Tätigkeit des Landtages.

1929 1939 1931

Sitzungen 13
Ton Abgeordneten ge¬
stellte

Anfragen
selbständige Anträge 1

Geset zesv orlagen 16
Gesotzesbeschlfisse 16

darunter
Wiederholungsb©schlösse -

11 13

7 3
1
8 18
8 18

1

2 . ) Der Landeshauptmann,
Die ln der Verfassung der Bundeshauptstadt Wim festge¬

legten Kompetenzen des Land©shanptmannes wurden durch di © zweite
Bundasverfsssungsnovolle 1929 etwas eingeschränkt . Biese Einschrän¬
kungen wurden auch in die beiden Novellen der Verfassung der
Bundeshauptstadt Wien übernommen. Bia Kompetenz des Landeshaupt¬
mannes in Berufungssachen - die Verwaltungsatrafsaolian herausg ©-
nommen- wurde neu bestimmt * Bor Instanzensug im Bereich der mit¬
telbaren Bundesverwaltung » der in gewissen Fällen bisher beim
Landeshauptmann endigte » geht nunmehr auf jeden Fall bis «um zu¬
ständigen Bundesministor*

Bor Landeshauptmann erließ im Jahre 1929 18 Verordnun¬
gen und 5 Kundmachungen» im Jahre 1930 11 Verordnungen und 4
Kundmachungen und im Jahre 1931 3 Verordnungen * Zusammen aist*
37 Verordnungen und 9 Kundmachungen*

Über den Gegenstand der Verordnungen und Kundmachungen
berichten die einzelnen Kapitol des Verwaltungen erteiltes*

Über di © Zähl der jährlichen im Aekursbüro des Landes¬
hauptmannes bearbeiteten Berufungen gibt die statistische Über¬
sicht auf Seite • 52* Auskunft •

3 . ) Landesregierung und Amt der fandesrogierung.
Ber Stadtsenat als Landesregierung ist mit dar Voll-
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Ziehung in den Landesangelegenheiten betraut • In dieser seiner
Eigenschaft hat der V/1 enar Stadtsenat als Landesregierung in den
Jahren 1929 * 1930 und 1931 insgesamt 53 Verordnungen und zwar im
Jahre 1929 11 , im Jahre 1930 29 und im Jahre 1931 13 Verord¬
nungen erlassen * Hiezu kommen zahlreiche Geschäftsstücko , ln denen
Einzel fälle erledigt oder entschieden worden,  Ule als Rekurs Instanz
in Angelegenheiten , die in die Vollziehung des Landes fallen , er¬
ledigten Fälle , ist aus der nachstehenden Tabelle ersichtlich*

Das Amt der Wiener Landesregierung hat ln diesatu Zeit¬
raum 15 Kundmachungen , und zwar im Jahre 1929 3 , 1930 3 und 1931
9 Kundmachungen erlassen,

über die weitläufige Tätigkeit der Landesregierung und
des Magistrates als Amt der Landesregierung berichten ausff &rlioh
die einzelnen Sachkapitel.

!

■



82

Berufungen ln den Jahren 1929 - 19?! .

Bezeichnung
2H ^
LR «

*)

Berufungen von der
IX # Ihgtanz

Bert*-
fan-

bestä-
tigt

*0*" jfiÄ srfekga-
(Strafê 351,3  •ändert flachoas,

I . Strafsachen.

Selbst.
Wirkungs¬
bereich

Creme lad est euera

Anderes

1 H 1

221
IR

2H
IR

261
163

549
242

241
199

220
253

38
66

119
119

19
17

34
30

559
445

722
649

Mittelba¬
re Bun¬
des v er-
waltung

Gewerbe

Polizei

Sozialversichorung

Sonstige

m
IR
m
m

m
m
mm

282
390
144
155

25
29
36
48

264
591

47

14
38

118
175

30
22

19
13
27
32

37
67

7
11
2
8

701
1223
221
267

55
53
79&

Zusammen m
IR

1097
1027

790
1179

351
427

99
135

2337

II . Andere Entscheidungen*

Selbständiger Wirkungs-
b©reich

3H
IR

61
45

32
29

6
5

125
79

Mittelba¬
re Bun¬
desver¬
waltung

Gewerbe

Polizei

Anderes

Zusammen

Sm und II.

HI
IR
IH
IR
18
IR

IH
m
m
m

102
SG
10
15
14
40

3

1

3
3

207
180

13C4
1207

19
3

15
4
3
4
3

10

809
1182

53
47

404
474

2
5

3

8
13

107
148

122
89
20
19
20
56

287
243

2624
3011

* ) ui a Berufungsinstanz % Landeshauptmann
IR m Berufungsinstanz * Amt der Landesregierung
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Bezeichnung

III m
m «
«■)

bestä¬
tigt

Berufungen von der
II . Instanz

behob®?
ändert (Strafe

.)

zurück-
gesiesen

19 3 0

Beru¬
fung
go :a
zu®.

I . Strafsachen*

Selbst . Gemeindesteuern
Wirlsungfir-
bereieh Anderes

mm
mm

130
72

306
199

261

205
214

74
42

136
115

29
24
51
42

Gewerbe

littelbat - Polizei
re Bun—

waltung Sozlalv araickeruog

Sonstige

m
HR
m
LR
m
iß
IH
Iß

355
311
667
494

13
7

34
36

464
403
198
112

56
47

214
159
101
51
11

25
31

53
55
32
17
4
5

10

Zusammen LHm 15 05
1119

1206
933

561
398

179
143

II * Andere Bntsobei &unge n ,

Selbständiger Wirkungs¬
bereich

IH
.IE

49
48

18
20

1
7

Mittelbare Bundesver¬
waltung

IH
IE

107
101

13
19

1
7

6
7

Zusammen
IHm 156

149
14
19

19
27

7
14

Summe I * und IX. IH
IE

1661
1268

1220
952

530
425

186
157

) XH » Berufungsinstanz Landeshauptmann
IE s  Berufungsinstanz Amt der Landesregierung

494
295
693
570

1106
923

es
674

30
12

125
114

3451
2593

69
75

127
134

196
209

3647
2302
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Bezeichnung

I . Strafsachen,

Ul  *
m  »
*)

Berufungen von der
II , Instanz

bestä¬
tigt ledert

behoben
(Strafe

in i&SCbgfel ai i.:

zurück-
gewiesen

19 5 1

Beru¬
fun¬
gen
zus.

Seihst•
Wirlcungs-
b@—
reich

Gerne lud est euem

Anderes

IM
m
m
m

US
2CB

223
160

229
325
201
163

45
57
96
92

21
25
29
51

615
549
446

Mittelba¬
re Bun¬
desver¬
waltung

Gewerbe

Polizei

Sosialv ers icherung

Sonstige

m
m
m
m
m
m
m
m

200
234
466
639

9
7

30
22

466
490
183
117

2
2

25
57

145
150
102
SO

4
3

20
29

54
60
17
46

2
3
6
1

865
972
768
302

17
15
81

109

Zusammen m  1077 1106 412
IR  1320 1162 391

129
166

2724
3039

II , Andere Entsoheidtangen.

Selbständiger Wirkungs¬
bereich

Mittelbare Bundesver¬
waltung

Zusammen
mmammamm

Summe I , und II,

mm
m
IR
m
IR

72
61

155
111
227
172

1
1
5
5

22
16
10
11
32
27

3
5

5
12

93
33

172
134
270
217

IM  1304 1112 444 134 2994
LR 1492 1168 413 178 3256

) m
MLm

Berufungsinstanz Landeshauptmann
Berufungsinstanz Amt der Laadesregierung
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4 *) Laadesgesetsblatt „
Für die Kundmachung der Landesgesetse und Verordnungen

dient das Landesgesetsblatt für Wien * In den Jahren 1929 - 1931
wurden ausgegeberu

LandeagesotablUtter - Sfcüoke
diese enthalten;

I « Gesetze
II « Verordnungen

III * Kundmachung en
IV * Kümmern insgesamt

1929 1930 1931

24 23 30

7
29
9

45

17
40

7
64

18
26

9
53

Wlen _al0,_,.OemiMe*

1 * ) Gemeinderat.
Jahr 1929;  Der Gerneinderat hielt im  Jahre 1929 34

öffentliche und 13 vertrauliche Sitzungen ah und erledigte 389
Öesehäftsstüeke • Bern Gemeinderat lagen 3 Anfragen und 17 Anträge
vor . 3 Oeiaeinderäte schieden durch Tod aus # an deren Stelle Wiar¬
den vom Bürgermeister 3 Brest smönner in den Gemeind erat berufen
und angelobt . Als Schriftführer auf die Bauer eines Jahres wurden
am 25 * Juni 1929 die Gerne inderäte Leopoldine GXöckel , Anna Grün¬

wald , Hedorfer , Luts , Pokorny , Stubisaek » Holaubek , Brban und /
Waldsam gewählt . In den Gerne Inder atsaussohuß II wurde ein Hit-
glied gewählt.

Als Vertreter der Gemeinde in öffentlichen und anderen
Institutionen wurden gewählt » in der Gemeinderatssltsung vom

3 . Februar 1929;

6 Mitglieder des Lagerhaus - Schiedsgerichtes»
22. März 1925: 6 Mitglieder des Komitees für den Wettbewerb • Wien im

Blumenschmuck 11»
25 . Jtoi 1929;
1 Mitglied ln das Komitee für den Wettbewerb «Wien im

Blumenschmuck * *
9 Vertrauenspersonen der Gefangenhäuser der Laadesge-

richte in Strafeaohen Wien I und II.
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5 Mitglieder de© Beirates zur Begutachtung der Ansuchen
um Beatragsleiotung der Gemeinde Wien au den Kosten der Instand¬
haltungsarbeiten an Wohnungen.

12 . Juli 1929 s

4 Bausachverständige der Bauoberbehörde für Wien.
27 * September 1929s
10 Vertrauenspersonen und Stellvertreter für die Ge-

meindekommission zur Bildung der Geschworenen - und Sehöffenliste,
1 Delegierter und Stellvertreter in den Sohulsug schuß

der fachlichen Fortbildungsschule für Gas - und Wasserleitung ®-
iastallatoure.

22 . -lovember 1929s

12 Mitglieder der geaeinderätlichen PereonalkommissIon
der Gemeinde,

9 Mitglieder der Personalkommission für die Angestell¬
ten der städtischen Unternehmungen.

Jahr 1930s  Der Gemeinderat hielt im Jahre 1930 29 öf¬
fentliche und 17 vertrauliche Sitzungen ab und erledigte 504
Geschäftsstücke . Es lagen ihm eine Anfrage und 15 Anträge vor.
2 Gemeind er äte schieden durch lod aus . Durch den Bürgermeister
morden 6 Ersatzmänner ln den Gemeinderat einberufen und angelobt.
Für den verstorbenen Stadtrat Bummelhardt wurde in der Sitzung
vom 21 . Boveaber 1930 Gemeinderat Ing . Biber zum St ad trat gewählt
und augelobt . Zu  Schriftführern des Gemeind ©rat 3© auf die Dauer
eines Jahres wurden in der Sitzung vom 13 . Juni 1930 die Gemeinde-
räte Urban , Leopoldine Glocke ! f Anna Grünwald , Uedorf er , Holaubek,
Lutz , Pokorny , Stubianek und Prinke gewählt . Auch fanden om  5.
Dezember 1930 Wahlen in mehrere Gemeinderat sausschüsse statt.

Als Vertreter der Gemeinde in öffentlichen und anderen

Institutionen wurden gewählt , in der Gerneinderats amasahn isitzung
vosu

24 . Jänner 1930s
6 Mitglieder des Lagerhaus - Schiedsgerichtes.

14 . Februar 1930a 1 II | fj
3 Mitglieder des Kuratoriums de © Fonds für Werkstätten¬

gebäude und Holzwohnungen,
28 . Februar 1930:

6 Mitglieder für beide Sektionen der Abgabenberufungs-
kommlssion,



14 . und 28 . Mars 1930:
Je 2 Bausachverständiger der Bauoberbehbrdo für Wien*
9 . MdL  1930s
4 Baufaotaannep ln die Bsuoberbehörde für Wien,
9 Vertrauenspersonen der Gefangenhäuser der Bandesge-

rlchte für Strafsachen Wien 1 und IX und des Jugendgerichtshofes.
6 Mitglieder des Komitees für den Wettbewerb HWien im

Bltunei1$elnaucic11  •
13 . «Tun! 1930s
6 städtische Beamte in die auf Grund des Bürgerlist an-

gesetacs zu errichtenden 3 Eins jruohskommiss Ionen.
4 . Juli 1930s
Mitglieder und Stellvertreter der Wiener Einkommens! euer-

Schätau igskommiss ion.
11 . Juli 1930:
2 Mitglieder des Bevl &lansaussehusses der Braunkohlen-

bergbaugewerkschaft Zilllngdorf •
3 . Oktober 1930:
211 Vertrauengpersonen und 109 Ersatzleute der Gemeinde-

v ermitt lungsämter *
10 Yertrauanspersonen und Stellvertreter für die Gerne ln-

dekommlssion zur Bildung der Geschworenen —und Schöff ©allste •
5 . Dezember 1930:
2 Mitglieder in die gerneinderät 1iche Personalkoamission

für die Angestellten der Hoheitsverwaltung.
2 Mitglieder in die gemeinderät liehe Personalkommission

für die städtischen Unt ernehmungsanges t eilt en,
1 Mitglied in den Ausschuß des Beutschüsterreichisohen

Stadt ©Bundes.
1 Mitglied in den Beirat der Br aunkoh 1enbergbaug ewerk-

schaft Zillingdorf . : , ,
2 Mitglieder in den SchulausscbuE der fachlichen Fort¬

bildungsschule für Faßbinder*
35 . Dezember 1930:
1 Mitglied des Stadtschulrates für Wien.
In der Sitzung des Gerne ind erat es vom 28 . Februar 1930

wurde Über Antrag des Stadtsenates die Geschäftsordnung der Ab-
gabenberufuiigskommission beschlossen . Gleichzeitig wurden die
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Gemeinderäte Richter » Linder , Mlähal , Reismann sowie Sr . IColassa
und übelhör zu Mitgliedern der Abgab enberufungskommiggion gewählt*

Jahr 1951s  Der Gemeinderat hielt im Jahre 1931 26 öf¬

fentliche und 15 vertrauliche Sitzungen ab und erledigte 293 Ge¬
schäft es tücke . Ee lagen ihm 2 Anfragen und 21 Anträge vor * 3 Ge¬
meinderöte schieden durch ü?od aus , für die vom Bürgermeister 3
Ersatzmänner eiriberufen und angelobt wurden . Gemeinderat Stowass er
wurde in das Disziplinsrkollegium gewählt * Zn  Schriftführern auf
die Dauer eines Jahres wurden am 10 * Juli 1931 die Gemeinderöte

Srban , Dr * Al ine Furtmüller » Leopold ine Glöckel , Uedorf er * Holaubek,
Lutz » Pokomy , Prinke und Stubiaaek gewählt . In den Gerneinderats-
ausschuB III wurden zwei , in die Gemeinderatsausschfteee VI , VII
und VIII je 1 Mitglied durch Wahl entsendet.

Als Vertreter der Gemeinde in öffentlichen und anderen

Institutionen wurden gewählt , in der Gemeind er atssitsung vom
21 * April 1931s
6 Mitglieder des Lagerhaus - Schiedsgerichtes,
6 Mitglieder in das Komitee für den Wettbewerb "Wien im

Blumenschmuck " »
13 Mitglieder des Vorstandes der Wrankenfffrsoxgeangtalt

der Angestellten und Bediensteten der Gemeinde Wien,
9 Vertrauenspersonen der Gefangenhäuser der Land egge-

richte ln Strafsachen Wien I und II und des Jugendgerlchtshofes.
10 . Juli 19315

1 Mitglied des Revigiöngausscbusaeg der Braunkohlenberg¬
baugesellschaft Zilllngdorf,

1 Vertrauensperson für dag Gefängnis des Jugendgerichts¬
hofes.

7 . Oktober 1931:

1 Mitglied des Stadtschulrates für Wien,
1 Delegierter und 1 Stellvertreter in den Schulausschuß

der fachlichen Fortbildungsschule für Schnitt - und Stanzemaaeher,
1 Delegierter und 1 Stellvertreter in den Schulausschuß

der fachlichen Fortbildungsschule für Kürschner.
10 V©rtrauenspersonen und Stellvertreter für die Gerne in—

dekommlsslon zur Bildung der Geschworenen - und Sehöff ©allste.
6 . November 1931:

1 Mitglied des Stadtschulrates für Wien.
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XI# Desexaber 1931:
2 Mitglieder ln die gerne iaderatliehe Personalkomniis-

sion für*die Angestellten der Iloheitsverwaltuag•
2 Mitglieder in die gemeind erat 11 die PersooaXkommiss ion

für die städtischen Unter nolimmgsangestelltars.
13* Dezember 1931s
CS städtische Beamte in die auf Grund des Bürgerlisten—

gesetzes zu errichtenden 3 Einspirachskosnslss Ionen•
6 Mitglieder des Lagerhaus—Schiedsgerichtes •

Statistische Übersicht Über die Tätigkeit des Geuse lad erat es *

1929 1930 1931

Öffentliche Sitzungen
vertrauliche Sitzungen
Von Gemeinderäten gestellte

Anfragen
selbständige Anträge

Anträge des Stadtsenates
Beschlußfassungen

34 29 26
13 17 15

3 1 2
18 15 21

539 504 293
539 504 293

2•) Städtisch e AuszeIchnungen•
In früherer Beit verlieh die Gemeinde jenen Personen,

die sieh um die Stadt besondere Verdienste erworben hatten , eine
Medaille , die Saivatormedaille • Den demokratischen Auffassungen
unserer Beit sagte diese Art der Auszeichnung nicht mehr zu.
Die Gemeinde verleiht jetzt Auszeichnungen in anderer Form. Es
sind dies Anerkennungsiirkmiden, Diplome, Anerkennunĝ - und Dank¬
schreiben.

Die Gemeindeverfassung sieht als besonders Auszeichnung
die Verleihung des Bürger- und Ehrenbürgerrechtes vor . Besondere
Privilegien etwa so wie früher auf dem Gebiete der Armenversor¬
gung, sind mit dem Bürgerrecht aber nicht verbunden . Auszeich-
nungsweise verleiht die Gemeinde noch Bhrenrlnge , Ehrengäben und
Ehr enpens ionen,

Im folgenden werden die in den Jahren 1929 - 1931
verliehenen städtischen Auszeichnungen im einzelnen angeführt.
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23a© j&reribürgerrecht wurde verliehen im Jahre 1929 ans,*V
Bürgermeister Karl 3eits in Würdigung der hohen Ver¬

dienste , die er sich um  die Republik Österreich und insbesondere
als Bürgermeister der Stadt Wien erworben hat . ( 6 . September
1929 ) . I

Bas Bürgerrecht wurde verliehen Im Jahre 1929 an;
Johann Kremenezky , Seniorchef der Firma Kremeneahy,

in Anerkennung seiner hervorragenden Leistungen auf dem Gebiete
der Lichttechnik , anläßlich seines 50jährigen ?/irkens in Wien.
(8 . Februar 1929 ) ;

Br . Karl Stiaßny , Rechtsanwalt , anläßlich seiner
zehnjährigen Tätigkeit als Obmaanstellvertreter der Rechtshilfe¬

stelle der Gemeinde Wien für Bedürftige in Anerkennung ©einer ' j
großen Verdienste um diese Wohlfahrtseinrichtung der Gemeinde.
(8 . Februar 1929 ) ;

Fr m  Marianne Hainisch , aus Anlaß der Vollendung ihre®
90 . Lebensjahres in Anerkennung ihrer großen Verdienste auf dem
Gebiete der österreichischen Frauenbewegung und auf dam Gebiete
der sozialen Fürsorge ( 12 . April 1929 ) ;

Richard Waldemar , Schauspieler , in Würdigung der großen
Verdienste , die er sieh auf künstlerischem und charitativem Ge-

■

biete erworben hat , anläßlich seines 60 . Geburtstages ( 31 . Mai
1929 ) 5

Frau Babette Hsinhold - Bevrient , Burgschauspielerin,
in Würdigung der Verdienste , die sie sich auf dem Gebiet © der
deutschen Schauspielkunst und durch ihr Wirken am Wiener Burg—
thoater um das Wiener Kunstlaben erworben hat ( 22 . November 1929 ) .

Im Jahre 1930 an;
Br . Josef Redlich , Professor , in Würdigung der großen

Verdienste , die er sich um die österreichische Wissenschaft er¬

worben hat ( 31 * Jänner 1930 ) ; j
Br . Rudolf Beer , Theaterdirektor , anläßlich des 4-0jäh¬

rigen Bestandes des Deutschen Volksthoatere in Anerkennung sei¬
ner großen Verdienste um das Wiener Theaterleben ( 14 » März 1930 ) ;

Emil Ertl , Schriftsteller , in Würdigung seiner Verdienste
auf literarischem Gebiete , anläßlich der Vollendung seines 70.
Lebensjahres ( 14 . März 1930 ) ;



Eduard Jordan , Bürgersohullehrer I . K. , ln Anerkennung
seiner großen 'Verdienste um die österreichische Lehrerschaft an¬
läßlich seines 00 * Geburtstages ( 14 * März 1930 ) ;

'£vq± 9 Frmus  Schalk , Direktor der Wiener Staatgoper i . H. #
in Würdigung seiner großen Verdienste auf musikalischem Gebiete
und im besonderen um das öffentliche Musikleben Wien ® ( 14 . MS»
1930 ) ;

Felix Salten , Schriftsteller , in Würdigung seiner Ver¬
dienste auf literarischem Gebiete , anläßlich der Vollendung seines
60 . Lebenswahres ( 14 . Marz 1930 ) ;

Hof rat Georg Stern , Direktor der Länderbank i . R. ? in An¬
erkennung der großen Verdienste , die er sich als Berater der Ge¬

meinde Wien in allen wichtigen Finanztransaktionen erworben hat,
anläßlich der Vollendung seines 60 * Lebenswahres ( 14 . März 1930 ) ;

Hof rat Proi • Dp.  Richard Wettstein , in 'Würdigung seiner
hervorragenden Verdienste auf dem Gebiete der Wissenschaft ( 14 #
März 1930) ;

Lax Winter , ßoz ialpolitIker und Schriftsteller , in Wür¬
digung aer großen Verdienste , die er sich auf literarischem und

dem Gebiete der sozialen Jugendfürsorge erworben hat , anläß¬
lich der Vollendung seines 60 . Lebens Wahres ( 14 . Mrs 1930 );

Kommerzialrat Oskar Löhner , Generaldirektor der Hotel
Imperial A . G. , in Würdigung seiner Verdienste um die Stadt Wien
und den österreichischen Fremdenverkehr ( 25 . April 1930 ) ;

Dr . Alfred Adler , in Würdigung seiner großen Verdienste,
die er sich um die Wissenschaft erworben hat , anläßlich der Voll¬
endung seines 60 . Lebenswahres ( 11 . Juli 1930 ) ;

Iiofrat Prof . Br . Michael Haberlandt , in Anerkennung
seiner großen Verdienste auf wissensohaftHohem Gebiete , insbe¬
sondere auf dem Gebiete der österreionischen Volkskund , anläßlich
der Vollendung seines 70 . Lebensjahres ( 3 . Oktober 1930 ) ;

Hugo Barnaut , Prof . , alcaß . Maler , ln Würdigung seiner
Verdienste auf dem Gebiete der Laikunst und insbesondere seiner
Verdienste um den Kulm der  Wiener Schule , anläßlich der Vollendung
seines 30 . Lebensjahres (5 . Dezember 1930 ) ;

Josef Koffmann , in Würdigung der großen Verdienste , die
er sich auf dem Gebiete der Baukunst und des Wiener Kunstgewerbes



erworben hat , anläßlich seines 60 . Geburtstages ( 23 . Dezember
1930 ) ;

Hoffet Prof • Mail Sara er y Pianist , in Würd igung der großen
Verdienste , die er sieh auf dem Gebiets der Musik im allgemeinen
ii,id um das Wiener Kunstleben im besonderen erworben hat ( 23 . De¬
zember 1930 ) .

• ■ ■ ,irl

Im Jahre 1931 ans

Prof . Rrnst Arndt , Burggchr ^ spioler , Xarnmerschauspieler 9
in Würdigung der großen Verdienste , die er sich auf dem Gebiete
der deutschen Schauspielkunst und um das Kunstleben Wiens erwor¬
ben hat , anläßlich seines 70 . Geburtstages ( 13 . Mürz 1931 ) ;

Viktor Zwilling , Verstand des Fürsorgeinstituteg für
den XIX . Bezirk , in Würdigung der großen Verdienste , die er sich
auf dem Gebiete der Jugendfürsorge erworben hat , anläßlich seines
70 . Geburtstages ( 13 . März 1931 ) ;

Hofrat Jogef A. Jakseli , Vorstand des Wiener Schubert-
bundes , in Würdigung der großen Verdienste , die er sich auf dem
Gebiete des Männerehorgesanges und um das Kunst leben Wiens er¬
worben hat , anläßlich seines 70 . Geburtstages ( 20 . März 1931 ) ;

Michael Hackl , ehemaliger Gemeinderat und Stadtrat von
Wien , anläßlich seines 70 . Geburtstages ln Anerkennung seiner Ver¬
dienste um das Approvisionierunggwesen Wiens und insbesondere um
den Gewerbestand ( 8 . April 1931 ) ;

Otto Treßler,  Burgsehauspleier , in Würdigung der großen
Verdienste , die er sich auf dem Gebiete der deutschen Schauspiel¬
kunst und um das Kunst leben Wiens erworben hat , anläßlich seines
60 . Geburtstages ( 8 . Mai 1931 ) ;

Hofrat Prof * Br . Rudolf Beriech , anläßlich seines 75.
Geburtstages in Würdigung der  großen Verdienste , die er sich tauf
dem  Gebiete der SohrUmgestaltung erworben hat ( 10 . Juli 1931 ) ;

Karl Moll , akad . Maler , in Würdigung seiner Verdienst®
auf dem  Gebiete der Malkunst , anläßlich der Vollendung seines 70.
Lebensjahres ( 10 . Juli 1931 ) ;

Helene Richter , Sohriffcste 11erin , in Anerkennung ihrer
großen Verdienste auf literarischem Gebiete , anläßlich ihres 70.
Geburtstages ( 10 . Juli 1931 ) ;

Hundesrat Anton Hueber , in Anerkennung der großen  Vor-



b ^. um da@ österreichische Arb eit er echt erworben hat , anläßlich der
Vollendung seines 70* Lebensjahres (7 . Oktober 1931) *

EhrenrInge wurden verliehen im  Jahre 1929 ans
Prof . Julius Schmidt den Altmeister der Wiener IML-

kunst , in Anerkennung seiner großen Infolge  auf dem Gebiete der
Malkunst und seiner Verdienste um das Wiener Kunstleben , anläß-
lieh seines 75. Geburtstages (8* Februar 1929) .

Im Jahre 1930 aas
Besirksvorsteher Heinrich 0 . Qhrfaadl , anläßlich der

Vollendung seines 70 . Lebensjahres in Würdigung seiner Verdienste
um die Stadt Wien auf dem Gebiete der Humanität und des öffent¬
lichen Lebens (13. Juni 1930) .

Im Jahre 1931 ans
Rudolf Kalmar, Vizepräsident der deutschÖsterreich 1-

sehen Schrift st ellergenoss enschaft , in Würdigung der Verdienste,
die er sich auf dem Gebiete der Journalistik erworben h &b (10.
Juli 1931) ?

Chormeister Josef Seyfried , anläßlich der Vollendung
seines 60. Lebensjahres in Würdigung seiner Verdienste um den
Arb eit er -öhorg esang und um den Ruf Wiens als ?3uslkstadt (30.
Jänner 1931) ?

Leopold Langer , Präsident des Gremitt̂ s der Wiener .
Kaufmannschaft in Anerkennung seiner großen Verdienste um die
Wiener Kaufmannschaft (23 . Oktober 1931) .

Ferner wurden Lbrenringe an folgende FJrsorgerste
in Anerkennung ihres mehr als 25jährigen Wirkens auf dem Gebiete
der öffentlichen Armenpflege verliehen?

Karl Blüiael
Friedrich Feiler
Johann Gstier
Karl Merten
Alois Neßwetha
Johann Fritschek
Karl Fuhrmann
Franz Bimhofer
Anton Schmidt

(

i

25 . JSnr«.r 1929

22 . Wxz 1929



Josef Zuleger
Leopold Gröber
Josef Kalous
Franz Junghof er
Anton .Fiedler
Josef Harth an

Josef Schaff er )
Frans Reldinger ( . _
Wilholn Schubert ( ♦ Eeaeaoer 1929»
Leopold Howak )

Ehrengaben wurden verliehen im Jahre 1929 ans
Frau Irma Scherpe , Witwe das Bildhauer » Prof . Hang

Schärpe ( 12 , Juli 1929 }5

Frau Luise IQotz , Schwester des akademischen Bildhauers
Edmund Klotz ( 6 » September 1929 ) ?

Frau Marie Maßmann , Witwe des akademischen Malers Karl
Maflmaan ( 6 . September 1929 ) .

Im Jahre 1930 ans

Frau Therese Keil - Löwe , Bühnenkünstlerin ( 19 . Septem¬
ber 1930 ) .

Ferner erhielten 20 Hebammen Ehrengaben anläßlich ihrer
mindestens 40 jährigen Berufstätigkeit ( 12 * Dezember 1930 ).

Im Jahre 1931 ans

Ing , Paul Buschendorf , ehemaliger Ob er Ingenieur der
Firma Wm. Khanat , Feuerl ögohgeräte fahr ik in Wien , anläßlich seines
90 . Gebttrtgfest .es (13 . März 1931 ) ?

Kommerzialrat Ing . Bernhard Hund ( 10 , Juli 1931 ) .

Ferner erhielten 6 Hebammen Ehrengaben ( 18 . Dezember
1931 ) .

Ehrenpensionen wurden verliehen im Jahre 1929 ans
Karl Maßmann , akad . Maler ( 2g . JBnnsr 1929 ) ?
Fräulein Rosa Schmutzer , Schwester des verstorbenen Ra¬

dierers Prof . Ferdinand Schmutzer ( 25 . Jänner 1929 ) :

Karl Rudolf ( Charles ) Weinberger , Operettenkomponist,
(25 . Jänner 1929 ) ?

Karl Fröschl , akad . Maler , ( 22 . März 1929 ) ?
ICarl Adolph , Schriftsteller , ( 12 . April 1929 ) ?
Florian Berndl ( 6 . September 1929 ) ? Begründer des G-änse-

31 . Mai 1929

häufle.



Stanislaus Roman Lewandowglqr , akad . Bildhauer , ( 6.
September 1929 ) ;

Eduard Ameseder , akad . Maler , ( 27 . September 1929 ) ;
Eduard Büehler , akad . Maler , (25 . Oktober 1929 ) ;
Adolf Msgrerhofer , akad . Maler , ( 22 . November 1929 ) .
Im Jahre 1930 an:

' Alexander Graf , Architekt , ( 25 . Jänner 1930 ) ;
Georg Klimt , Iletallbildhauer , ( 25 . Jänner 1930 ) ;
Erof . Hugo Oharlemont , akad . Maler , ( 28 . Februar 1930 ) ;
Eduard Kornau , Operettensänger , ( H . Februar 1930 ) ;
Karl Haßmann , akad . Maler , ( 14 . IMrz  1930 ) ;
Karl Pippioh , akad . Maler , ( 14 . März 1930 ) ;
Frans Zelezny , akad . Bildhauer , ( 1 . Juni 1930 ) ;
Johann Nepomuk Geller , akad . Maler , ( 11 . Juli 1930 ) ;
Prof . Yiktor Stauffer , akad . Maler , ( 11 . Juli 1930 ) ; -
Max Adler , Ehrenpräsident des Gremiums der konsessio-

nierten Musikschulen in Wien , ( 19 . September 1930 ) ;
Hofrat Prof . Br . Salomon Klein ( 19 . September 1930 ) ;
Alexander Xllitsch , akad . Bildhauer, ( 19 . September 1930 ) ;
Josef Matthias Hauer , Komponist , ( 17 . Oktober 1930 ) ;
Prof . Johann Yiktor Krämer , akad . Maler , ( 17 . Oktober 1930)
Prof . Budwig Moser , Musiker , ( 17 . Oktober 1930 ) ;
.uieliard Ungenauer , ein Sohn des Architekten und Oberbau **

rates Karl Hasenauer , ( 21 . November 1930 ) .

Im Jahre 1931 an:

Rudolf Fitzner , Tonkünstler , ( 23 . Jänner 1931 ) ;
Biilipp langmann , Schriftsteller , ( 13 . Bär « 1931 ) ;
Frau Berta Tarnoczy , Malerin , ( 13 . März 1931 ) ;
Franz Schwarz , Bezirksvorst eher , ( 21 . April 1931 ) ;
Frau Annie Dirkens - Hammergtein , Schauspielerin , ( 25.

September 1931 ) .
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3 *) Der Bürgermeist er •

Die Stellung des Bürgermeisters in der Verwaltung ist
durch die Gerne indev ©rfassung festgelegt • Er steht an der Spitze
der Gemeindeverwaltung und vertritt die Gemeinde als Juristische
Person nach außen . Als Oberhaupt der Stadtverwaltung übt er eine
weitläufige Tätigkeit anss an zahllosen Akten der Verwaltung
wirkt er entscheidend und beratend als Beamter oder als Mitglied
von Körperschaften und Kollegien mit . Alljährlich gelangen tau¬
sende Eingaben an das Büro des Bürgermeisters . Ale Stadtober¬
haupt hat der Bürgermeister zahlreiche repräsentative Verpflich¬
tungen , so Insbesondere gegenüber den auswärtigen und ausländi¬
schen Gästen der Stadt * Der Bürgermeister hat die ln Wien abge—
haltenen Tagungen vieler Vereinigungen und Institutionen besucht
und begrüßt und Empfänge im Ilathaua zu Ihren  der Gäste veranstal¬
tet . In zahlreichen Schreiben aus dem Ausland kommt die Dankbar¬
keit für die herzliche Gastfreundschaft zum Ausdruck , die die
Gäste des Bürgermeisters im Wiener Rathaus genossen haben,

Zahlreich sind die Aufgaben des Bürgermeisters im
Dienste der inneren Verwaltung . Der Bürgermeister ist Vorsitzen¬
der des Stadtsenatesj er basruft die Sitzungen des Gemeinderates
ein , er war bisher immer auch Vorsitzender des Gemeinderates.
Dringliche und andere Anfragen aus dem Gemeind erat e werden an ihn
gerichtet . Diese werden auch ln aller Hegel von ihm beantwortet.
In dringenden Füllen trifft der Bürgermeister ln Angelegenheiten,
die in den Wirkungsbereich eines Gemeinderatsausschusses , des
Stadtsenates oder des Gemeinderates fallen , Verfügungen . Der
Bürgermeister ist Vorstand des Magistrates . Als solcher wirkt
er an allen wichtigen Akten des Magistrates mit . Er erläßt alt
Genehmigung des Stadtsenates die Geschäftsordnung und die Go-
sohäftseinteilung für den Magistrat . Während des Berichtsaib-
schnittes hat der Bürgermeister ln einer Reihe von Fällen den
Wirkungsbereich von magistratischen Stellen neu festgesetzt oder
ergänzt . Die Beamten des Magistrates werden vom Bürgermeister an¬
gelobt 5 Um obliegt auch die Handhabung der Disziplinargewalt •
Seine Wirksamkeit ist als ein wesentlicher Bestandteil in die
Verwaltung o Ingegangen , Der sachliche Inhalt dieser Tätigkeit
ist Gegenstand der späteren Kapitel dieses Berichtes.
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Beiderseitige ^ Bürgermeister der Stadt Wien , Karl Seits,
wurde in Würdigung der hohen Verdienste , die er sich um die Repu¬
blik Österreich und insbesondere als Bürgermeister der Stadt Wien
erworben hat , zum Ehrenbürger der Stadt Wien ernannt * Die Verlei¬
hung dieser höchsten Auszeichnung ^ die die Stadt Wien zu vergeben
hat , beweist das Ansehen und die Beliebtheit » die Bürgermeister
Seitz in der Wiener Bevölkerung genießt.

4 *) Stadtsenat*
Dem Stadtsenat obliegt vor allem die Vorberatung der in

den Wirkungsbereich des Gemeinderates fallenden Angelegenheiten}
ihm kommen eine Reihe von Rechten in Pbroonalangelegenhelten zu}
im selbständigen Wirkungsbereich der Gemeinde ist or Beschs ?erd q-
instans gegen Verfügungen des Magistrates * der magistratischen Be¬
zirksämter » der Bezirksvorsteher und gegen Beschlüsse der Bezirks-
Vertretungen * In dringenden Bällen hat der Stadtsenat ein beson¬
deres Rntsoheidungsrecht . Ben Vorsitz im Stadtsenat führt der
Bürg er mo ist er *

Bar Stadtsonat hat in den Jahren 1929 bis 1931 insgesamt
153 Sitzungen abgehalten , davon im Jahre 1929 - 44 , 1930 - 57 und
1931 - 52 . Hievon waren 23 gemeinsame Bitzungen mit dem Finanz¬
ausschuß » In den Sitzungen des Sfeadtsena &es wurden auch die Ange¬
legenheiten , die in den Wirkungsbereich der Landesregierung fallen,
erledigt . Gemeinsam mit dem Finanzausschuß prüft der Stadtsenat
Voranschlag und Rocianungsabsciiluß der Stadt Wien.

In der Sitzung vom 10 * hovember 1931 wurden über Antrag
des Bürgermeisters dem abwesenden Stadt rat Leopold Khnsehak zu
seinem 60 * Geburtstag die Glückwünsche des Stadtsenstes und Bür¬
germeisters telegraphisch übermittelt*

Bie G«etainderatsöusschüss © sind dl « beiiahlleSendeh tSr***̂

gane der Gemeinde in allen Angelegenheiten des selbständigen Wir¬
kungsbereiches der Gemeinde » die durch dir Wiener Verfassung nicht
anderen Organen zugewiesen sind *«'-Ke Prüfung des "Voranschlages
und des Reohnungsahschlussr ^ fg ^ hieht in einer gemeinsamen
Sitzung des Fi ^Lsnzäässchusses und des Stadtsenatos * Zur Vorbera¬
tung oder gleichartiger Angelegenheiten können die
AzB Ssctt ttwgy~ aaHHChttsafw wühlen*
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K 5 • ) Oemeindera &saussaliüese *
Die Gemeind erc &sausscliüss © sind die beschließenden Or¬

gane der Gemeinde in allen Angelegenheiten des selbständigen Wir¬
kungsbereich es der Gemeinde , die durch die Wiener Verfassung
nicht anderen Organen zugm losen sind . Die Prüfung des Voran¬
schlages und des Reohmingssbsehlusses geschieht ln einer gemein¬
samen Sitzung des  Finanzausschusses und - des Stadtsenates • Zur
Vorberatung einseiner oder gleichartiger Angelegenheiten können
die Ausschüsse aus ihrer Mitte Unterausschüsse wählen.

i9her  die Tätigkeit der Gerneinderatsausschüsse gibt die
nachstehende Tabelle Auskunft?

Gemeladeratsauggchflage

Personalangelegenheiten und
Verwaltungsref orm

Sitzungen
Beschlußfassungen

Finanz ? erw alt ung
Sitzungen
Beschlußfassungen

Wohlfahrtswesen und soziale Varwal*
taa S Sitzungen

Beschlußfassung an
%ahnungswes an

Sitzungen
Besehlu Bfassungen

Technische Angelegenh0it en
***.'' Sitzungen

Beschlußfassungen
und Wirtschaftsangc-

1929 1950

38
1766

30
313

17
524

25
512

20
619

37
1439

20
224

11
406

23
4S2

23
527

39
11 . 107

30
237

21
1174

32
10 . 183

24
205

1931

417
1370

24
185

12
374

19
360

18
303

25
1121Sitzungen 24

Beschlußfassungen 1058
Allgemeine Verwaltung

Sitzungen
Beschlußfassungen

Die städtischem Unternehmungen
Sitzungen
Beschlußfassungen

>

In der  Zusaasaensetzung der Gerneinderatsausschüsse haben
keine wesentlichem Verändorungen stattgefunden . Os wurden nur die

27
9649

20
195



durch Ableben oder Ausscheiden von Mitgliedern frelgewordeaen
Stellen neu besetzt.

Die Verfassung Wiens sieht in den Fällen , die den Wir¬
kungsbereich zweier oder mehrerer Ausschüsse betreffen , gemein¬
same Sitzungen von Aus*?©1’üssen vor * Diese beruft der Bürgermei¬
ster ein oder Über seine Sra&chtigung derjenige aratsfßbrende ■
St adtrat , bei dessen Geschüftegrup ^ e die Angelegenheit zuerst
anhängig wurde*

Solche gerne Insasse Ausschüsse tagten in der Berichts—
seit für die Verwaltungsgrux ^ en I und VIII und I und VII , 31©
hielten insges ®arfc3 Sitzungen ab.

3 . ) Komalssionen*
Von dem in äer Wiener Verfassung vorgesehenen . Beeht,

Kommissionen zu bilden , hat der Gemeinderat in einigen besonderen
Fällen Gebrauch gemacht,

So wurden für die Vorberatung dar Gesetzentwürfe über
die Änderung der Verfassung dar Bundeshauptstadt Wien und der
Gemeinden ah ! Ordnung » äer Wiener Bauordnung und des Wiener Sfcraßon-
pelizeigesetzes eigene Kommissionen gewählt*

? *) Bezirks ? ertretungon.
Die Bezirksvertretung besorgt Jen © Angelegenheiten , die

die Interessen dos Bezirkes berühren . An der Spitze der Bezirks-
vertretvm -̂ stallt dar Bezirks ? orsteher . Br ist Bxekut ionsorgan
der Gemeinde und unterstützt den Bürgermeister in den Angelegen¬
heiten des selbständigen Wirkungsbereiches der Gemeinde,

Nachstehend wird eine Übersicht über die Tätigkeit der
Bezlrksvortretungen ( abgehaltene Sitzungen und Anzahl der ge¬
faßten Beschlüsse ) gegebens
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T~ 1929
Bez Ir:«vertretung sn,

1930  •
Bezirk

1931
ö£f . vertr . Be-öff .vertr . Be» off .vertr , Be¬

sitzungen schlösse Sitzungen Schlüsse Sitzungen Schlüsse

1 .
2 .
3.
4.
5.
6 .
7.
a.
9.

10 .
11 .
12 .
13.
14.
15.
16.
17.
ia.
19.
20.
21.

6
4
5

10
10
9

10
9
a

12
6
6
7
5
8
5
6
5
7
4

10

9
4
5

10
9
9

10
9
8

12
6
6
7
5
8
5
6
5
7
4

10

465
941
552
240
399
243
305
231
623
706
269
399
478
233
285

200
268
267
40B

5
4
5

10
10
9

11
9
6

12
6
5
7
6
7
6
5
5
6

B
4
5

10
10

9
10
9
6

12
6
5
7
6
7
6
5
5
6
4
9

395
1108
532
267
363
274
332
256
528

1087
275
434
544
281
2®
510
700
236
280
293
424

5
10
10
10
11
9
6

12
1
5
7
6
8
5
6
5
7
5

10

8
4
5

10
10
10
10

9
6

12
7
5
7
6
8
5
6
5
7
5

10

364
869
539
221
344
219
313
219
485
673
270
339
508
239
249
440
705
169
188
270
434

Zus. 152 154 86C5 147 149 9384 157 155 8057
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8 . ) Der Magistrat.

Ber Magistrat ist das Exekutiv organ der Gemeinde . Un¬
ter Leitung und Verantwortung des Bürgermeisters besorgt er auch
die Geschäfte des der Gemeinde übertragenen staatlichen Wir¬
kung skreiges • Der Magistrat ist in Gesoh &ftggruppon und inner¬
halb dieser in Abteilungen eingeteilt . Die Geschäftsgruppen sind
den Verwaltungsgruppen angepaßt , für die Gemeinderatsausschüsse
gewählt werden . In den Bezirken bestehen magistratische Bezirks¬
ämter . Die näheren Bestimmungen über die Abgrenzung des Wirkungs¬
bereiches der Organe des Magistrates enthält die Geschäftsord¬
nung und die Geschäftseinteilung des Magistrates*

Die Geschäftsordnung und Geschäftseinteilung des Magi¬
strates sind während des Beriohtsäbsohnittes in einigen Punkten
geändert worden . Die Änderungen erfolgten Über Verfügung des
Bürgermeisters mit Genehmigung des Stadtsenates vom 29 . Jänner

1929 (Auflassung der Mag ist rats ab t eilung 32 - Betrieb Erzeugung
von Baustoffen ) , 7 . Mai 1929 ( Änderung der Geschäfts eint eilung
bei den Magistratsabteilungen 4 , 7 , 12 , 13 , 14 , 49 , 52  und 58 ) ,
16 . Juli 1929 (Auflassung der Mag ist rat gäbt eilung 2 und Änderung
der Geschäftseinteilung der Magistratsäbteilungen 1 , 5 , 17 und
46 ) , 24 . Juni 1930 (Abänderung des § 54 , Punkt 5 d) der Ge¬
schäftsordnung für den Magistrat , 23 . Juni 1931 ( Neufassung dos
Abschnittes B ( magistratische Bezirksämter ) der Geschäftseintei¬
lung für den Magistrat ) , 21 . Juli 1931 ( Neufassung der Vorschrift
für die Geschäftsführung der Expositur St ad lau des magistrati¬
schen Bezirksamtes für den 21 . Bezirk ) , 15 * September 1931 (Auf¬
lassung der Magistrat saht eilung 16 - Siedlungswesen und Schaffung
einer Magistrats ab t eilung 18 - Erhaltung der städtischen Wohn¬
häuser sowie Änderung der Geschäftseinteilung der Magistratsab¬
teilung 55 ) , 15 * Oktober 1931 ( Magistratsabteilung 15a - Über¬
tragung von Friedhofs - und Bestattunggangelegenheiten ) .

Die zentrale Leitung und Aufsicht über alle Ämter , Be¬
triebe und Anstalten des Magistrates kommt dem Magistratsdirektoy
zu.

Unabhängig vom Magistrat besteht das Eontrollamt , dem
die Rechnungs - und Gebarungskontrolle für alle städtischen Ämter,
Anstalten , Betriebe und Unternehmungen der Gemeinde obliegt.
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&V v-
Personalan ^ elegehhelt en.

Allaemalnes.

Die Auswirkungen der allgemeinen Wirtschaftskrise auf
die Finanzlage der Gemeinde swang die Gemeinde , ‘Ersparungen auch
bei den Personalausgäben zu machen . Hoch im Jahre 1929 vermochte
die Gemeindeverwaltung ihren Angestellten zu den bisherigen
dreizehn Monatsbezügen einen vierzehnten Monatsgehalt zu bewilli¬
gen , Die Bückgänge bei den Steuereinnahmen in den folgenden Jahren
machte eine Beihe von Sparmaßnahmen erforderlich * Auch die Sonder«
Zahlungen am 1 * Juni und 1 * Dezember eines jeden Jahres wurden
gekürzt « Die üb erst und enleistungen in der städtischen Verwaltung
und bei den Unternehmungen wurden so weit als möglich abgeschafft*
Eine gewisse Entlastung des Personalaufwandes wurde durch Pen¬
sionierungen von Beamten herbeigeführt * Die Zahl der aktiven An¬
gestellten ist während des Berichtsabschnittes zurückgegangen,
dagegen ist die Zahl der Pensionsparteien größer geworden.

Personalstand * Pergonal ^ Aand.

Die Gemeinde Wien beschäftigte Anfang 1929 - 50 . 754
Personen , Ende 1929 — 49 *621 , Ende 1950 - 43 . 841 und Bade 1931 -
46 . 860 Personen . Hievon entfielen auf Hoheitsverwaltung , Betriebe
und Schulwesen*

Anfang End © des Jahres
1929 1929 1930 1931

Angestellte (nach dem Gefaslts-
schema der allg . Dienst Ord¬
nung entlohnt)

Lehrpersonen ( nach dem Gehalts-
schema der allg . Dienstord¬
nung entlohnt)

Angestellte ( nach dem Gehalts—
Schema der Dienstordnung der
Feuerwehrbediengteten entlohnt)

Bedienstete im Kollekt iw ertrag
Vertragsangest eilt e

14 . 370 14 *282 14 *124 14 . 211

6 . 125 5 *983 5 *876 5 . 673

940
2 . 137
1 . 189

948
1 . 624
1 . 507

1 . 011
1 . 645
1 . 552

1 . 001
1 .585

982

Bei den städtischen Unternehmungen waren Anfang 1929
insgesamt 25 . 993 Personen beschäftigt , Ende 1929 - 25 . 277,
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-4r
Me 1930 - 24. 633 und Me 1931 - 23 .408 Personen* Der Gesasrfe-
noegchäft igt engt and ging während der drei Berichtsjahre zurück.
Infolgedessen erhöht e sich der Stand der Pensionspart eien • Br
betrug § Anfang 1929 - 17.223 Personen, Ende 19293 17 .423, Ende
1930s 19.290 und Bede 19301 19 .643 Personen. Hievon entfielen aufs

Anfang
1929

Ende des Jahres
1929 1930 1931

Aagoatellte dar Hoiholtavei-

Pensionisten
Witwen und Waisen

3391
2498

3395
2593

3472
2641

3577
2763

Lehme  rsonon
Pensionisten
Witwen und Waisen

2943
763

2940
788

3016
781

31C5
794

freiwillig gewährte Ruhe-
und Versorgungggenüsse für
Angestellte und Lehrer und
deren Hinterbliebene 402 494 465 451

Pengiongpartelen insges * 7146 7213 8923 8950

Pie Zunahme der Pensionisten kommt in einem höheren
Pensionsaufwand zum Ausdruck . Der Aufwand für die aktiven An-

$

gestellten hatte im Jahr © 1930 den bisher höchsten Betrag er¬
reicht * Im Jahre 1931 wirken sich die Sinschränkungen bereits
aus . Der GesamtpersonalaufWaad (mit Ausschluß der Unternehmun¬
gen ) stellte sich im Jahre 1929 auf 185,742 .643 Schilling , im
Jahre 1930 auf 193f290. 175 Schilling und im Jahr © 1931 auf
188,144 .319 Schilling . Der Personalaufwand machte im Jtthre 1929
35 *6 Prozent der städtischen Gesamtausgaben aus ? im Jahre 1930
stieg dieser Anteil auf 36 ’7 und im Jahre 1931 auf 38 *3 Prozent.

Der PersonalaufWand verteilt sich auf die gewählten
Funktionäre , die Angestellten der Hoheitsverwaltung und Be¬
trieb © und das Schulpersonal folgend ermaßent

/
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Gewählte Funlcfcionäre
Angestellte ü&? lioheits—

vexwaltumg
Sohulpers onal
2us. an

Gesamtbezüge ln 3
19301929

901. 615

91,582 .339
43,866 .322

136,450 .395

965 .740

95,553 . 085
45,228 .737

1931

948 .515

91,500 .858
44,034 .720

141,747 .552 136,484 . 093

Gewählte Funktionäre
Angestellte der Hdheits-

Verwaltung
Sahulporaonal
Zugi Hilft an

Ruhe- und Versorgungsgenüsse ln S
1929  1930 1931

128.540

24,331 . 031
23,658 .562
48,118 .233

122. 024

26,743 .666
23,821 .498
50,687 .188

117.661

26,873 .277
23,829 .757
50,825 .695

Zu den Bezügen und Kühe- und Versorgungsgenüssen sind
die Auftrendungen für Dienstkleider als zum Fersonalaufwand gehörig,
noch hinzu zur echnen . Hiefttr wurden im Jahre 1929 - 1,174 . 014 S,
1930 —855.425 und 1931 —834.531 Schilling anfgewendet.

Der Bürgermeister und die asrtsführenden St ad träte be¬
schlossen ab 1. Oktober 1931 freiwillig auf 20 Prozent Ihrer Ge¬
bühren zu Verzichten.

Dlenatreoht.

Ble Dienstordnung für die Bediensteten , Arbeiter und
Funktionäre der städtischen Straßenbahnen wurde mit Beschluß des
Gameinderates vom 13. Dezesfcer 1929 abgeändert . Die Begtlsnsungep
über Dienstvergehen , Ordnungsstrafen , Disziplinarstrafen und
Disziplinarverfahren erhielten in einer Beihe von Funkten eine
neue Fassung . Die Änderungen traten mit 1. Jänner 1930 in Kraft.

Das Dienstrecht der Vertragsangestelltan wurde durch
■

Aufstellung einer allgemeinen Vorschrift über die Aasteilungsbe¬
dingungen für die Vertragsangestellten der Gemeinde Wien einheit¬
lich geregelt . (Beschluß des Gernelnderataaussohusses der Verwal¬
tungsgruppe I vom 28. April 1929) . Die Bestimmungen dieses nahmen-
Vertrages richten sich nach den geltenden gesetzlichen Vorschrift-
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•tan s in einer Heike von Punkten werden die Vertvagsangestellten

günstiger gestellt als im Gesetz . Dies gilt von den Bestimmnngen
Über die Fortzahlung des Entgeltes im Srkrankungsfalle , über die
Vertragsangestellten , denen nach ihrer Verwendung nicht die An-
gestellteneigensohaft zukommt , Über das UrlaubsausaaS , die SUn-
digungsfr ist an und da » * SrlSHbsatiSmsß , dde , Kftedi @ttngBfrist « i und
das Ausmaß der Abfertigung.

I ® Janre 1931 wurde das lehrerdlaastgesetz novelliert
(landesgesetz vom 10 . Ml 1931 , L . G . B1 . Nr . 3 6 ) .

Dia : /ovelllerung des löirerdlenstgasetzes hing mit
Maßnahmen zue amen , die die Schulverwaltung zur Entlastung das
PersonalaafWandes ira Schulwesen durchzuftSiren gezwungen war und
die einzelne Änderungen des Artikels III des Lehr erd ienertga-
setzes notwendig machten * ~

Hach der neust Passung des § 33 , Abs . 5 , können Schul¬

leiter , die bisher nur vertretungsweise zur Unterrichtserteilung
herangezogen wurden , nunmehr m  Volks - und Sonderschulen zur

Ptflirung einer Klasse gemeinsam mit einer zweiten Lehrperson und
zur regelmäßigen Unterriohtserteilung bis zu 12 Stunden ln der

Woche , vertretungsweise auch zur vollen Unterriohtserteilung
i •' dieser gge,  an Hauptschulen mit höchstens 12 Klassen aber
zur regelmäßigen Unterrlchtsertailung bis zu 6 Stunden in der
Woche  verpflichtet werden»

§ 61 , Abo • 1 , lit »b ) enthält im ersten Satz eine kla¬
rere Fassung über die Entlohnung der an Haupt - und Sonderschulen
verwendeten , für diese Schulen aber nicht geprüften Volkaschul—

leb rer . Ferner regelt dieser Absatz die Entlohnung solcher Volks¬
schullehrer , die neben ihrer fätigkait als Volkssohullehrer zur
Ausfüllung ihrer Lehrverpflichtung auch an  Haupt - und Sonder¬

schulen unterrichten . Für diese Tätigkeit wird eine Entlohnung
von 20 3 jährlich für jede solche Unterrichtsstunde in der Woche
festgesetzt.

Me neue Fassung des § 64  war notwendig durch den Snt-
Xa.ll des § 61 , Aos *1 , lit *f } , der durch die Änderung des 5 • Ab¬
satzes des § 35  überflüssig wird»

Artikel III der Novelle führt die durch das Haupt¬
schulgesetz neu gegebene Bezeichnung Hauptschule , Direktor und
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Hauptschullehrer m  Stelle von Bürgerschule , BürgerschuldIreJrfcor
und Bürgerschullshrer ein und bringt damit die Nomenklatur des
Lehrerdienstgesetzes und seiner Koveilen in tfc ere inst immiig mit
dem Hmpfcschulgesetz •

Die  materiellen Änderungen der dritten Hove 11c des
Lefarerdioastgeset ses betreffen ausschlißlioh Bestimmungen des
Artikels III des Lehrer &iengtgesetzes , also jene  Übergangsbestim¬
mungen , die für die Bauer der durch das Genfer Abkommen bewirkten
mSerordentliehen Verhältnisse der Gemeind © Wien als Schulerhal¬

terin gewisse Sparmaßnahmen auf erlegen*
Gleichseitig mit dem lehrerdieastgesetz wurde auch das

Bellgionslehrergegetz geändert ( XmudMgsmets vom 10 . Juli 1951»
L*G*B1. Ur* 57) •

Die Novellierung schafft die Möglichkeit , die Lehrver¬
pflichtung der mit jährlichen Gehaltßbezügen äugest eilten eigenen
Heligionslehrer an dos jeweils gesetzlich festgesetzte Mindest¬
maß dar Lehrverpflichtung der Wiener  Hauptschullehrer anzuglei¬
chen * In allen Bundesländern sind die definitiven Eeligions-
lehrer in Ihrer Lehrverpflichtung den Hauptschullehrern gleich¬
gehalten und es war dies auch nach dem Bel lg Ions lehr arges otz von
1917 der Pall ? doch unterblieb die durch das neue Wiener Lehrer-
dienstgasets von 1925 .in diesem Punkte notwendig gewordene Novel¬
lierung des Hellgionslehrergesetzes.

Durch die Novelle wurde die gleiche Lelirverpf liehtung
für definitive Heliglonslehrer und Hauptschullehrer wieder her¬
gestellt*

Jt^ sasaagtsa*
Die bisherige Unterscheidung ln der Bi eiwtbez eichmmg

des Nrziehungspersonals in den städtischen Horten wurde aufge¬
hoben * Mit Beschluß des Gemeind erat » aussehusses für Personalan-

gelegeriheitan vom 22 * April 1930 wurde die einheitliche Blengt-
beaeichnung Horterzieher ( innen ) festgesetzt*

Für die $ fcandeegruppe der Zeichner wurde die Bezeich¬

nung HBeaßrfce des einfachen technischen Dienstes 1* geschaffen , da
es die Erweiterung der technischen Yerwaltungsangelegenheiten

mit sich gebracht hat , daß diese Beamten nicht mehr aussahl feil Ich
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zu  zeichnerischen Arbeiten verwendet werden.
Für die provisorische Anstellung ln der Sfcandesgrupp©

der Beamten des einfachen technischen Dienstes ist die Zurück-
legong der Kaupt - (Bürger - )schule und von mindestens 2 Jahrgängen
einer technischen Fachschule oder eine gleichwertige fachliche
Ausbildung sowie die erfolgreiche Ablegung einer Aufnahagprüfung,
für die definitive Austeilung eine zufriedenstellende zweijährige
IT ob ed 1ens t z eit erforderlich # (Beschluß des Gemeind erste®
vom 25 . April 1930 ) #

Für diese Gruppe , sowie für die ForstInspaktIons - und
Forstverwaltungabeazaten und für die Kauz 1eibearaten und Kanalei~
bea &tlnnen wurden die ÜMtel neu  festgesetzt *

Eine Reih © von Standesgruppen , die infolge verschiede¬
ner Änderungen in der Organisation der städtischen Ämter über¬
flüssig geworden sind , wurde aufgelassen # 3g sind dies die
Standesgruppen der Krankenrevisoren , der Veraitt lungsbeanrfcen
des Arb eit er fürs org eanrt es , der Schaakkassiere des Kellermei¬
ster amt es , der Beamten des Kanzleidienstes und des Ilanzleüiilfs-
dienstes des städtischen Fuhrwerksbetriebe ®, sowie die Standes¬
gruppe der Kanzleibeasaten ( lnnen ) des Arbeiterfürsorgeamteg#

Pie Angehörigen dieser St and esgruppen wurden unter
Beibehaltung ihrer bisherigen Einreihung ln die St and esgruppen
der Kanaleibeamten und der KanzleIbeamfcinnen überführt # (Be¬
schluß des Gemeinderates vom 25 # April 1925 ) #

Sine Anzahl von ICanzleiboamfcen und Kauz leibe amt Innen,
die seit mindesten ® 2 Jahren zufriedenst eilend den Bienst einer
höheren Standeggruppe versahen , wurde , wenn sie die vorge-
sohrlebenen Erfordernisse erfüllten , in die ihrer Verwendung
entsprechende Standesgruppe überführt oder erhielten die Be¬
züge der Gruppe Hb#

Jenen ICanzleibeanrten , die von der Magistratsdirekt loa
als Kanzleileiter bestellt sind , wurde auf die Bauer dieser
Verwendung eine Kanzleileiterzulage von 15 S monatlich anerkannt.

Bas Bienstrecht der Fürsorgerinnen , HilfsfürsorgerIn¬
nen des Jugendamtes und der a?be - Fürsorge wurde neu geregelt#

Bie St and esgrupp e der Fürs org erinnen das Jugendamtes
(Gruppe Ha ) erhielt die Bezeichnung «Haupt fürsorg er innen des
Jugendamtes ” .



Für die Aufnahme als Fürsorgerin Würde sine Uber das
Ma8 der absolvierten Haupt - (Bürger - ) schule hinausgehende Vorbil¬
dung gefordert.

Die Aufnahme erfolgt ln Gruppe V, bei Nachweis der er¬
folgreichen Zurüeklegung des zweijährigen , theoretiseh - prakni-
schen Fürsorger innenkuraes an der städtischen Akademie fUr so¬
ziale Verwaltung und Ablegung der als Abschluß des Kurses vor ge¬
schriebenen Prüfung in Gruppe IV,

Innerhalb der fünfjährigen Probedienstzeit haben die in
Gruppe V aufgenommenen Fürsorgerinnen den zweijährigen  theoretisch
praktischen Fürsorgerlnnenkurs an der städtischen Akademie für
soziale Verwaltung zurüekzulegen . Hie werden nach erfolgreicher
Ablegung der als Abschluß des Kurses vorgesohriebeinen Prüfung in
die Gruppe XV übersetzt.

Die Ablegung dieser Prüfung ist auch Voraussetzung für
die definitive Anstellung,

Gut qualifizierte Fürsorgerinnen können im Wege der
Sfcellenbefärderung in Gruppe III des Gehalt » Schemas Überreiht
werden.

Die neuen Bestimmungen Über die Fürsorgerinnen des Ju¬
gendamtes traten mit 1 , Jänner 1930 in Kraft . (Beschluß dos Ge¬
meinderates vom 25 « April 1930 ) .

Die Standesgruppe der Tuberkulose —Fürsorgerinnen und
Tuberkulose - Hilfsfürsorgerinnen erhielt die einheitliche Be¬
zeichnung " Tuberkulose - Fürsorgerinnen ” .

Für die Aufnahme als Tuberkulose - Fürsorgerin wird eine
Über das Maß der absolvierten Haupt — (Bürger - )sohule hinaus¬
gehende Vorbildung gefordert.

Pie Aufnahme erfolgt ln Gruppe 7,  bei Nachweis der er¬
folgreichen Zurüeklegung des zweijährigen , theoretisch - prakti¬
schen Fürsorg er innenkurs es an der städtischen Akademie für so¬
ziale Verwaltung und der Ablegung der als Abschluß des Kurses
vorgeschrieben Prüfung in Gruppe IV.

Innerhalb der fünfjährigen Probedienstzeit haben die in
Gruppe V aufgenommenen Tuberkulose - Fürsorgerinnen den zweijähri¬
gen theoretisoh - prflkfcIschen Fürsorgerinnenkurs an der städtischen
Akademie für soziale Verwaltung zurückzulegen . Sie werden nach
erfolgreicher Ablegung der als Abschluß des Kurses vorgegehrie-



honen Prüfung ln . Gruppe 17 übersetzt •
fle Ablegung dieser Prüfung Ist auch Voraussetzung für

die definitive Anstellung.
Gut qualifizierte Tuberkulose —Fürsorgerirnien können im

Wege der 3tellenbefdrderung in Gruppe III des Gehaltsschemas
Überreiht werden.

3ie -8 est innaung en über die Tbc-»Fürsorger innen traten
mit 1 . Jänner 1930 in Wirksamkeit • (Beschluß des Gemeind erat e©
vom 25 . April 1930 ) .

3)1© neuen Bestimmungen bringen den städtischen Für¬
sorgerinnen eine günstigere Einreihung in das Verwendungggruppen»
sohema . Bis dahin waren die Fürsorgerinnen des Jugendamtes in
der Gruppe VT und der Tbc- Fürsorge in der Gruppe VII elugarslht.
iTaoh Ablegung der Prüfung war eine Überreihung in di © Gruppe V
und VI und bei besonders guter Qualifikation in die Grupp © IV
möglich . SflÜ der nmen  Regelung erfdgt die Einreihung bei der
Aufnahme in die Gruppe V, nach erfolgreicher Zurüoklegung des
Fürsorgerionenkurses an der Akademie für soziale Verwaltung in
die Gruppe IV und bei besonders guter Qualifikation im Wege der
Stellcnförderung in die Gruppe III.

Zur Vorsehung des rTaohtwaohedlenstes im Zentralvieh¬
markt und in der Großmarkthalle wurden 9 Stellen von "Markt auf-
sehern für den Nachtdienst * in der Gruppe VI geschaffen . Die
Markfesufseher für den 'Nachtdienst wurden ln die Monturgruppe 8
wingereilit . Eine Überführung von Harkt aufs ehern für den Nacht¬
dienst in die Standesgruppe der Marktaufsch er Ist nur nach er¬
folgreicher Ablegung der v org ©sehrl eben en Prüfung möglich.

Die Bestimmungen über Blenstv erpf 1iohtung und Bauer
der Probedienstzeit sind dieselben » die bisher für die Nacht-
wachtor in Geltung waren.

In einer Kolke von Fäll en wmröan Angestellte aus nie¬
deren Verwendungsgruppen in höhere Vorwondungsgruppen Überreiht.



Bag wichtigste Zugeständnis , dag die Gerneindever-
waltung den Angestellten machte , war die Zubilligung eines
vierzehnten Monatsgehaltes * Mit Wirksamkeit vom 1 . Dezember
1929 wurden für die in das Gehalts Schema eingereihten Ange¬
stellten und Lehrpersonen die bisherigen in der Höhe eines
halben Monatsgehaltes angewiesenen Sonder Zahlungen am 1 . Juni
und 1 . Dezember auf das Doppelte erhöht . ( Gerne Inderatsbe-
schluß vom 27 . September 1929 ) . Durch diese Bezugsregelung
wurde die seit der letzten Festsetzung der Bezöge eingetretene
Steigerung der Lebenshaltungskosten sowie die durch das neue
lilietengesetz sich ergebende Mehrbelastung berücksichtigt.
Von den Vertretern des Personals wurde die Zusage gemacht,
an der Reform in äntem , Schulen und Hoheitsbetrieben im
Verein mit den Dienststellen mitzuwirken.

Mit den der Allgemeinen Dienstordnung unterstehen¬
den Angestellten der Hoheitsverwaltung und Lehrern erhielten
auch die übrigen Gemeindeangestollten und die Angestellten der
städtischen Unternehmungen Sonder Zahlungen am 1 . Juni und
1 . Dezember.

Im Jahre 1930 wurden die Verhandlungen Über die bis
dahin zurüokgesteilten Gruppenwünsche abgeschlossen . Mit Ge¬
rne inderatsb es ohluö vom 25 * April 1930 wurden die Vereinbarun¬
gen zwischen den Vertretern der Gemeinde und den Angestellten
genehmigt . Die Ansitze der Bezugs stufen der IX » Bezugsklasse
des Gohaltsschemas wurden in den untersten Bezugsstufen er¬
höht , der Anfangsbezug für einen ungelernten Arbeiter beträgt
nunmehr 181 S . Im Sonderschema der Gruppe XX, d . i . das Schema
der Reinigungsfrauen , wurden die zwei untersten Besugsstufen
gestrichen , wodurch für diese Gruppe der Anfangsbezug auf 176 S
(14 mal ) erhöht wurde.

Für die Beamtengruppen mit akademischer Vorbildlang
wurde ein rascheres Vorrücken und eine wesentliche Verbes¬
serung der gesamten Laufbahn durch Abkürzung der Vorrückungs-
frist aus der 1 . in die 2 . Bezugsstufe der 4 * Bezugsklasse um ein
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Jahr herbeigeführt • Für Angestellte der Akademikergruppon 9 die
sieh bereits in den Bezugsklassen 3 und 4 befanden , wirkte sieh
diese Abkürzung der Vorrückungsfrist infolge Durchrechnung ihrer
Gosamtdienstzeit im neuen Gehaltsschema in einer Rangverbesgerung
um ein Jahr aus.

Den in der Gruppe Ha eingereihten Lehrpersonen und
Beamten, das sind unter anderen die Rechnungsbeamten, Beamten
des mittleren Verwaltungsdienstes und Mittelschultechniker , wurde
Über das 2eltvorrücknngsgchcma hinaus eine Vorr ückungsmögllohkeit
dadurch gegeben , daß an 70 Beamte und 260 Lehrpersonen , die be¬
reits seit mindestens 2 Jahren den Höchsbezug erhalten feofc&m»
individuelle Gehaltssteigerungen im Ausmaße je einer Stufen -»
differenz der 4 * Bezugsklasse gegeben wurden*

In der Gruppe IR des Gehaitsschemag für die Angestell¬
ten der städtischen Unternehmungen wurde die Frist für die Vor¬
rückung von der 7* in die 8* Stufe mit Wirksamkeit vom 1. Dezember
1930 um ein Jahr gekürzt*

Beschluß des Gemeinderates vom 24. November 1930.
Im Bezugsseheraa der Feuerwehrangestellten wurden die

Ansätze der Stufen 1 bis 3 der Lohnklasse II erhöht . Beschluß
des Gemeinderates vom 16. Dezember 1930.

Im Jahre 1931 war die Gemeinde durch die wirtschaft¬
lichen Verhältnisse geswungen, gleich den anderen öffentlichen
Körperschaften ihren Personalaufwand herabsusetzen . Diese Spar¬
maßnahmen wurden im Einvernehmen mit der Vertretung des Perso¬
nales getroffen und sind mit 1. Oktober 1931 in Kraft getreten.
Beschluß dos Gemeinderates vom 7 . Oktober und 6 . November 1931.

Die zweimal im Jahre , zum Urlaub und zu Weihnachten
fälligen Sonderzahlungen der aktiven Angestellten und Pensions¬
parteien wurden, soweit sie im Ausmaß eines vollen Monatsbezuges
oder von 4 Wochenbesügen festgesetzt waren , um je 25 vom Hundert
vermindert , für die aktiven Angestellten der HoholisverwaXtung
und für die Lehrpersonen wurde die Einschränkung getroffen , daß
die Sonderzahlungen dann nicht zu kürzen sind , wenn der schema¬
mäßige Jahresbezug mit den Sonderzahlungen den Betrag von 2800 S
nicht übersteigt . Bel den Angestellten der städtischen Unterneh¬
mungen und bei den Kollektivverträglern wurde von einer solchen
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Einschränkung abgesehen , weil bei diesen Gruppen Bestie unter
dieser Grenze selten sind.

Für die pragmatischen Angestellten und Lehrpersonen
sowie für die in die Pensionskasse für die Bediensteten und
Arbeiter der Gemeinde Wien und ihrer Unternehmungen einbezoge¬
nen Kollekt iw ertragsbedienst et en wurden die Pens ionsbeitrüge
um3 von Hundert der Pensionsbemessungsgrundläge erhöht . Soweit
es sich um Köllektiwertragier »handelt , fließen diese Pensions¬
beiträge der Pensionskasse zu. Diese Maßnahme war notwendig,
da infolge dos fortschreitenden Zuwachses an PenslonsparteIon
mit den bisherigen Beiträgen das Auslangen nicht mehr gefunden
werden konnte.

Von der Leistung eines BÜoklasses sind pensionierte
Familienerhalter und elternlose Waisen dann befreit , wenn ihr
Pensionsbezug durch den Bückl&ß unter 170 S monatlich sinken
würde. *

Außerdem wurden alle Hebenbez 11ge einer genauen Über¬
prüfung unterzogen , um Ersparungen zu erzielen , überstundenlei-
stungen wurden auf das allernotwendigste Ausmaß beschränkt.

Kbllektlv vertrüge und Sonderregelungen.

Außer in Dienstordnungen und Lehr erd ienstg es et zen
ist das Dienstrecht der städtischen Arbeiter und Angestellten
in einer Anzahl von Kollekt iw erteilen niedergelegt , die die
Gemeinde mit den Gewerkschaften abgeschlossen hat . Da mderun-
gen der Besoldimgsbestimmungen bei den der Dienstordnung unter¬
stellten Angestellten sich in der Hegel auch bei den Übrigen
Angesteiltongruppen auswirkfean, so waren eine Reihe von Abän¬
derungen der Arbeitsvertr %e erforderlich.

Die Eigenart der verschiedenen Verwaltungssweige ver¬
langt von Angestellten oft besondere Leistungen , die eine ent¬
sprechende Behandlung ln den diensteecht liehen Bestimmungen und
in der Entlohnung erfordern . Auch hier kam es zu zahlreichen
Änderungen. Alle diese Sonderregelungen darzustellen ginge  weit
über den Rahmen dieses Bericht es hinaus . Im Folgenden wird ein©



ohronologlaKJh geordnete fibersicht derjenigen Beschlüsse des  Ge¬
meind erat es und des GerneInderatsraujsschussGS für Personalange-
legenheiteri und Verwaltungsreform gegeben , die Bestimmungen
Über das Dienstverhältnis zum Gegenstand haben«

1929 »

Sonderzahlungen für die Abteilnngsärzte und Anstalt ®-
ärzte der Wiener städtischen Wohlfehrtsanstalter , im Ausmaß van
je 15 vom  Hundert eines Monatobezuges am 1. Juni und 1. Dezem¬
ber eines jeden Jahres , Beschluß des Gemelnderatß &ussohusses
der Verwaltungsgruppe X (O.H.A. I ) vom 7 . Jänner 1929*

Son&erzahlungen für Vertragsangesteilte im Falle einer
Drkraakung * Beschluß des O.R.A. I vom 7* Jänner 1929*

Erhöhung der Barbezüge der geistlichen Krankenpfle¬
gerinnen des Krankenhauses der Stadt Wien und des Wiener Versor-
gungshelmas ob 1« Jauner 1929» Beschluß des G.li .A. X vom 28,
Jänner 1929.

Arbeitsvertrag und Dienstordnung des städtischen Auto¬
betrieb es * Beschluß des Gemeinderates vom 8* Februar 1929*

Professicnlstenzulage für Arbeiter der städtischen
Werkstätten während ihrer Verwendung im Helsdienste . Beschluß
des G.B.A, X vom 18. Februar 1929.

Fesisetzung der Bntlohnong für die Lehrer an der Fort¬
bildungsschule in der Erziehungsanstalt Bggenburg. Beschluß
des G.H.A. I vom 18. Februar 1929.

Schicht Zulagen für Bedienstete des städtischen Last-
kr aftwagenb etr leb es , die bei der Instandhaltung der Wagen be¬
schäftigt sind und im Wachseidienst stehen . Beschluß des G.R.A. X
vom 11. März 1929.

Abänderung des Arbeitsvertx *ages der KAnal r äumarj der
WoohenXöhn beträgt ah 28. März 1929 S 68 »08 für den unteren
Kknalräumer , 3 57 *88 für den  oberen Kanalräumer , die Verwendungs-
Zulage S 1 *20 , die Weihnaohtsremuneration wird mit 2 Wochenlöh¬
nern festgesetzt . Die Bediensteten erhalten zur  Arbeitskleidung
eine Dienstkappe . Beschluß des Gemeind erat es vom 12. April 1929.

Vorschußzahlungen an die Lehrer der französischen
Surache , an die nach dem 1. Jänner 1927 Ln Ruhestand versetzten
Lehrpersonen der französischen Sprache und  an die Lehrer für
Frelgegenstände * Beschluß des G.H.A. X vom 27. Mal 1929.

Regelung das AkkordverhüXtnlsses der am städtischen
3fcoinlagerplatz Beschäftigten und Gewährung von Sortierprämien.
Beschluß des G.E.A. I vom 10. Juni 1929.

Arbeitsvertrag für Heu- und Strohbinder dem  Zentral-
viehmsrktes . Beschluß das Gemeinöerates vom 14* Juni 1929.

Heufestsetzung der Mine für das Personal der städti¬
schen Baustoffelager . Beschluß dos Gemeinderatos vom 14. Juni
1929.
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, . ,Arbeitsertrag für äle  Fahrer , YsrJtahrs - und BafanhofH-
uocUenata -Boa dar atädtlaohan Straßenbahnen . Beschluß des Ge~°~aoluderates vom 26 . Juni 1929.

,^ ^ der ’fa6 äes ^ ostellpgsvortrages für die Ange-
to 5o d ®«®9ia5ewaolJ9 . Beschluß des ü . H.a . i  vom 8 . Juli

« - - Ärtlfltonug der Saisonarbeiter des Friodhöfsbotrlebos*
Beschluß des C?*R*A* X vom 9 * September 1929»

. . , Abänderung der Arbeitsverträge X und IX der Arbeiter
und ^ beiteriimai im städtischen  Gaswerk mit Wirksamkeit vomon. ix  1929 * Beschluß dos Greine inderates von 15 . September 1929 *.

. , Abfederung dos Arbsitsvertr &ges der Arbeiter der
st cnatischen Blelrtr Isltätswerke mit Wirksamkeit vom 30* Juni 1929.
Beschluß des Gemoine?erates vom 13 * September 1929*
ö . ^ Ab Äderung des Â beltsv ertrag es der städtische » Strafr-

Jeiibähnen * Beschluß des Gemeinderates vom 13* September 1929*
Festsetzung einer einheitlichen Stundengebühr für den

^ ^ ®̂ ©̂ ^ | i^ ltsoh &ft3diengt * Beschluß des G.H.A. X vom 28.
Festsetsvng von BezuggrücklSssen für die Benützung von

Bieiistwohmmgen mit Wirksamkeit vom 1, Uoventer 1929 * Beschluß
des G. H.A* X vom 28* Oktober 1929.

Abänderung des IColloktivvertrages der städtischen
Leiohöhbestattung * Beschluß des ß. B.A, I vom 18 * November 1929*

Abänderung des Kollekt iw ertrage » im städtischen
Fuhr??orksbetriebe * Beschluß des Gemeinderates vom 22 . November1929 *

Arbeitsvertrag Bür die Arbeiter der Reparaturworkstätte
der Wassermesseranstalt . Beschluß des G. R.A* X vom 25 . November
A929 *

Abänderung des Angestelltenvertrages dar Gerneiadewaohe#
Festsetzung von Chargenzulagen . Beschluß des G.A.A. I vom 25*November 1929.

Abänderung der Arbeit svertrüge I und XI der städtische»
Straßenbahnen * Beschluß des Gemeinderates vom 13 . .Dezember 1929*

Einmaliger Vorschuß an die Abt eilungs Sr st e und Amstalts—
ärzte der Wiener stad tischen Humanlt ät sam  t alt en Im  Ausmaß von
je 15 vom Hundert eines Monatsbezuges * Beschluß des G*E+A« I vom16* Dezember 1929*

m -
Herabsetzung der Anfallsfriston für die Urlaubs - und

Weihnachtsremneration dar städtischen Bäckereiarb eit er . Beschluß
des Gerneijideratsaussoliusses der Verwaltungsgruppe I ( I . d . Felge s
G.H.A* X) vom 17 . März 1930.

Arbeitevertrag für die Funktionäre dar städtischen
Straßenbahnen * Beschluß des Gemoinderates vom 11 . April 1930.
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v Erhöhung der Zulage für die Leiterinnen der etödti-
8dien Kindergärten ab 1* Jänner 1930. Beschluß de®  G .E.A. Xvom
22« April 1930. 1

Festsetzung der Remuneration für die Erteilung des
Fremdsprachunterrichtes an den Hauptschulen . Beschluß des
G.H.A. I vom 22. April 1930.

Vorschußzahlungen an die Lehrer der französischen
Sprache, an die nach dem 1. Jänner 1927 in Ruhestand versetz¬
ten Lehrpersonen der französischen Sprache und an die Mir er
für Freigegenstände . Beschluß des G.E.A. Xvom 22. April 1930.

Mit Wirksamkeit  vom 1. Jänner 1930 wurde dl © Entloh¬
nung der Horterzieher ( innen ) mit 220.- Schilling monatlich
festgesetzt . Beschluß des G.R.A.I vom 22. April 1930.

Außerdem wurde zugestanden , im Bedarfsfall © Horterzie¬
her und Horterzieherinnen in die Standeegruppen der Erzieher und
Kindergärtnerinnen hei 2utreffen der dienst ordnungsmäßigen Vor¬
aussetzungen zu übernehmen.

Auflassung der Persona!Zulage für die KontroXlasrfcs-
beamten. Beschluß des Gemeind erat es vom 25. April 1930.

Neufestsetzung des Schuhpausöhales . Beschluß des
Gemeinderates vom 25* April 1930*

Festsetzung eines Wohnungsgeldzuschusses für die As¬sistenzärzte und Sekundärürzto * Beschluß des Gemeinderates vom
23. Mai 1930.

Neufestsetzung der tb erstundonvergütung für das Per¬
sonal der  städtischen Bazapfwäschere! . Beschluß des G.H.A. I vom
2. Juni 1930.

■

Festsetzung einer Entschädigung für di ®protestantischen
und israelitischen Religionslehrer in der Land es er ziehungs aast alt
^ggenhurg. Beschluß des G.R.A. 1 vom 2. Juni 1930.

Erhöhung des Lehrerhonorars an der Krankespfltgesolml©
der Stadt Wien in Lainz . Beschluß des G.R.A. I vom 16. Juni 1930.

Bestimmungen über den Anspruch bei Bienatverhinderung,
über das ürlaubsausmaß und Über die Auflösung des Dienstver¬
hältnisses für nicht hauptberuflich verwendete Vortrags ärzte.
Beschluß des G.R.A. I vom 14. Juli 1930.

Festsetzung der Betriebszulagen für Bademeister der
Strom- und Strandbäder . Beschluß des G.R.A. I vom 14. Juli 1930.

Entlohnung für die Erteilung des katholIschen Reli¬
gionsunterrichts an der Erziehungsanstalt Klosterneuburg nach
den Grundsätzen des n . ö. Landesgesetzeg über die Entlohnung der
SeligIonslehror an  Hauptschulen . Besohl .d .G.R.A.I v .15.Dez.1930.

Einreihung der Magazineure im Zentralisier des städti¬
schen Wirtsohaftsamtes in die Monturgruppe 8 und der Magazins-
fehilfon in die Monturgruppe3*Beschluß des Gemeinderates vom6. Bozember 1930.

Zusatzvertrag zum Arbeitsvertrag I für Kontroll - und
Expeditionssohaffnor der städtischen Straßenbahnen . Beschluß
des Gemeinderatos vom 17. Bezember 1930.
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Kollekt tvv ertrag über die Arbeit ®- und Lobnbedlngun-
gen im Brauhaus der Stadt Wien, Beschluß de© Gerne inderat es vom
17- Dezember 1930•

TSBLu
Entlohnung für die Erteilung dos T̂urnunterricht ® im

Sentralklnderb eim* Beschluß dos Gerneinder&tsau ®schusses der
Ye:n?aXtungggruppe I ( i .d •Folge G.R.A. J ) vom 26* Jänner 1951*

Abänderung des Arb eltsv ertrag es der städtischen
Elektrizitätswerke mit Wirksamkeit vom 1. Oktober 1930* Besohluß
des Gemeinderates vom 20* März 1931*

Zusatzvertrag zu den Arbeitserträgen I , II und III
und Anhang, betreffend die Kurzarbeit bei den städtischen
Straßenbahnen . Beschluß des Gemeinderates vom 20* März 1931.

Festsetzung der Aufnahmebedingungen für die neben¬
beruflich bestellten Zahnärzte und zahnärztlichen Ordination ®-
gohilfinnen In den städtischen Wohlfahrtsanstalten . Beschluß
des G.R*A. I vom 23* März 1931*

Vorschußzahlungen an die Lehrer der französischen
Sprache , an die nach dem 1* Jänner 192? in Ruhestand versetz¬
ten Lehrpersonen der französischen Sprache und der Lehrer für
Freigegenstände * Beschluß des G.IUA. I vom 11* Mai 1951*

Übereinkommen mit der Kongregation der Redemptoristen
über die Erteilung des Hel lg ionsunt erricht es an der Volksschule
der Wiener Land esorziehungsanstaLt ln Bggmburg.  Besohluß des
G.R.A. I vom 22. August 1931.

Einstellung der monatlichen Gebührenzulagen für Eon-
trollamtsbsamte mit 31* August 1931* Besohluß des G.R.A. I vom
21. September 1931*

Herabsetzung der Gebührenzulagen der mit der Vorent¬
scheidung der Gemeinde nach dem Mietengesetz bestellten Beamten.
Beschluß des G.R.A. I vom 21. September 1931.

Abänderung des Eusatzvertrage ® zu den Arbeitsverträ¬
gen für das Personal der städtischen Straßenbahnen • Besohluß
des Gemeinderates vom 7 . Oktober 1931*

Festsetzung von Penglonsbeiträgen von den der Bemes¬
sung der Ruhe- und Versorgungsbezüge zugrunde zu legenden Funk-
tionsgebühron des Bürgermeisters , der Vis eb ürg er me is t er , der
Stadträte und der Bezlrksvorsteher mit Wirksamkeit vom 1. Okto¬
ber 1931. Beschluß des Gemeinderates vom 7. Oktober  1931.
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Ser Wiener 3ta4teonat hat in seiner Sitzung vom 8«
Jänner 1929 besohlossen , für die Betraten des  Magistrats eine
Veiwaltungsakademie zu errlohten . Die Verwaltungsakadomie ist
eine PortbildungsstMtt © der Beaatensoti &ft ; sie soll dar Wissen¬
schaft wie der Praxis in gleicher Weise dienen -. Die tXieoreti-
soll© Durchdringung der neueren Gesetzgebung unter Führung und
Leitung namhafter Fachleute Ist eine ihrer wichtigsten Aufgaben.

Der Unterricht fand in der ersten Seit des  Bestehen®
an der juridischen Fakultät statt * Spater hat die Gase lade ein
eigenes Gebäude für die Verwalimigsakademie gewidmet • Das ela©—
malige Waisenhaus UI*.* Galileiga ®»© 8 wurde instandgosetzt und
für die hwaok© der Verwaltungsakadeisi © ©Ingerlohtet . ,Dar Xosten-
aufwand für diese Arbeiten stellte sich auf rund 100 . 000 Sah Il¬
ling * Bas neu eingerichtet © Gebäude wurde m  16 . November 1929
durch den Bilrgarme ist er in Anwesenheit der Lehrer der  Verw&l-
timgsakademie und zahlreicher öffentlicher Funktionäre und lei¬
tender Beamter des Magistrates feierlich eröffnet.

Die Kfcsten für den Betrieb der Verwaltungsakademic
tr %t die Gemeinde zur Gänse aus eigenen Mitteln . Für die Beam¬
ten besteht keine ¥orpfXichtung , die Vorw&ltungsakademie m  be¬
suchen » andererseits erwerben 3io durch den Besuch keine An¬
sprüche * Der Gewinn des Hörers liegt in der Vermehrung und in
der Vertiefung seines fachlichen Wissens . Der Andrang zu den
©raten Itoson war sehr groß » sodaB ©in © beträchtliche zahl von
Angemeldeten nicht berücksichtigt werden konnte.

Im Jahro 1929 wurden 6 Itose veranstaltet , im Jahre
1930 9 und ia Jahre 1931 13 Kurse. Mo Sur&a wurden Im Jahre
1929 von 565 Hörern besucht , im Jahre 1930 von 796 und im Jahre
1931  von 911 Hörsrn*
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